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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des
Bundeszentralregistergesetzes

A. Problem und Ziel

Der Entwurf verfolgt verschiedene Ziele. So soll zum einen das Bundeszentralregis-
tergesetz (BZRG) an die Bestimmungen des Handels- und Kooperationsabkommens
zwischen der Europdischen Union und der Européischen Atomgemeinschaft einer-
seits und dem Vereinigten Konigreich von Grofbritannien und Nordirland anderer-
seits vom 24. Dezember 2020 (ABI. L 444 vom 31.12.2020, S. 14; im Folgenden:
Abkommen) angepasst werden. Das Abkommen enthalt Regelungen zum Austausch
zwischen den Mitgliedstaaten der Européischen Union und dem Vereinigten Konig-
reich Uber Informationen in den jeweiligen Strafregistern. Zum anderen soll im
BZRG die Verordnung (EU) 2019/816 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 17. April 2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Systems fur die Ermittlung
der Mitgliedstaaten, in denen Informationen zu Verurteilungen von Drittstaatsange-
horigen und Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Erganzung des Europai-
schen Strafregisterinformationssystems und zur Anderung der Verord-
nung (EU) 2018/1726 (ABI. L 135 vom 22.5.2019, S. 1), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) 2021/1151 (ABI. L 249 vom 14.7.2021, S.7) geéndert worden ist,
abschlieBend durchgefiihrt werden. Mit Einzelregelungen im BZRG und in der Ge-
werbeordnung (GewQ) werden Anpassungen an Digitalisierungsvorhaben des Bun-
des sowie die Verbesserung des Datenschutzes vorgeschlagen.

B. LOsung

Zur Anpassung des BZRG an Teil 111 des Abkommens wird vorgeschlagen, die Re-
gelungen des § 30b BZRG zum Inhalt des Européischen Flihrungszeugnisses sowie
einzelne Regelungen im Siebten Abschnitt des BZRG (iber den internationalen Aus-
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tausch von Registerinformationen zu &ndern. Das Abkommen behalt unter anderem
den Standard der Strafregistervernetzung zwischen den EU-Mitgliedstaaten auch fir
den Austausch mit dem Vereinigten Konigreich bei. Zudem soll die bisherige tech-
nische Infrastruktur auch fur den Austausch von Strafregisterinformationen mit dem
Vereinigten Konigreich weitergenutzt werden. Es sind entsprechende gesetzliche
Anpassungen im BZRG erforderlich, weil die VVorschriften zur Umsetzung des ,,Eu-
ropean Criminal Record Information System* (ECRIS) nur auf EU-Mitgliedstaaten
ausgerichtet sind und nun erstmals auf einen Drittstaat Ubertragen werden. Die
Durchfuhrung der Verordnung (EU) 2019/816 wird mit diesem Entwurf zum Ab-
schluss gebracht. Mit der Verordnung (EU) 2021/1151 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 7.Juli 2021 zur Anderung der Verordnun-
gen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingun-
gen flr den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen fiir die Zwecke des Eu-
ropéischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (ABI. L 249 vom
14.7.2021, S.7) wurde in Artikel 5 Absatz1l Buchstabec der Verord-
nung (EU) 2019/816 das sogenannte Flagging eingefiihrt. Danach werden die natio-
nalen Strafregisterbehdrden verpflichtet, die Personendatensétze in dem zentralisier-
ten System fur die Ermittlung derjenigen EU-Mitgliedstaaten, in denen Informatio-
nen zu Verurteilungen von Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen (ECRIS-TCN)
vorliegen, zu kennzeichnen, wenn solche Personen in den vergangenen 25 Jahren
wegen einer terroristischen Straftat oder in den vergangenen 15 Jahren wegen einer
anderen schweren Straftat verurteilt wurden. Im Hinblick darauf, dass der Register-
behorde die Bestimmung, ob ein Datensatz in ECRIS-TCN zu kennzeichnen ist,
jedoch nicht méglich ist, bedarf es in der Bundesrepublik Deutschland einer Durch-
flhrungsbestimmung. Die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes vom 14. August
2017 (BGBI. 1 S. 3122, 3138), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom
28. Juni 2021 (BGBI. I S. 2250) geadndert worden ist (OZG), und die Umsetzung des
Gesetzes zur Einfuhrung eines elektronischen Identitatsnachweises mit einem mobi-
len Endgerdt vom 5. Juli 2021 (BGBI. | S. 2281, 3678 — Smart-elD-Gesetz) erfor-
dern die Anpassung des 8 30c BZRG, der die Voraussetzung fur die elektronische
Antragstellung fir Flhrungszeugnisse schafft. Entsprechend wird § 150e GewO,
der die elektronische Antragstellung fiir die Erteilung von Auskinften aus dem Ge-
werbezentralregister regelt, gedndert. Die Verbesserung des Datenschutzes wird
durch die Schaffung einer Zweckbindung fur die Daten des erweiterten Flhrungs-
zeugnisses erreicht.
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C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Aufgrund der Einfliihrung des Flaggings in der Verordnung (EU) 2019/816 und der
Anpassung von 8 30c BZRG an die Digitalisierungsvorhaben des Bundes entstehen
fur das Bundesamt fur Justiz (BfJ) als Registerbehdrde in 2022 zusétzliche Perso-
nalausgaben in Héhe von 677 000 Euro und einmalige Sachausgaben in Hohe von
75 000 Euro. Fir den ab 2023 geplanten laufenden Betrieb entstehen dem BfJ zu-
sétzliche Personalausgaben in Hohe von 1428 000 Euro pro Jahr. Ab dem Jahr
2027 werden dem BfJ zusatzliche Personalausgaben in Hohe von 1 641 000 Euro
pro Jahr entstehen.

Zudem wird im Zuge der Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes mit Mehreinnahmen
beim BfJ von rund 507 000 Euro pro Jahr sowie durch die Umsetzung des OZG-
Gesetzes ab 2023 mit Mehreinnahmen von rund 347 000 Euro pro Jahr und ab 2027
von rund 1 043 000 Euro pro Jahr gerechnet.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmé&Rig im
Einzel-plan 07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehrbe-
darfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden
sein.

Den Léandern werden fur technische Anpassungen der staatsanwaltlichen Fachver-
bundverfahren MESTA und web.sta zur Umsetzung des Flaggings einmalige Sach-
ausgaben von insgesamt rund 68 000 Euro entstehen. Hinzu kommen wegen der
Anderung von § 17 Absatz 1 BZRG fiir die technische Anpassung von web.sta wei-
tere einmalige Sachausgaben in Hohe von rund 20 000 Euro.

E. Erfullungsaufwand
E.1 Erfullungsaufwand flr Blrgerinnen und Burger

Fur die Burgerinnen und Birger verringert sich durch die Anpassung des 8§ 30c
BZRG an das OZG und an das Smart-elD-Gesetz der zeitliche Aufwand deutlich.
Insgesamt ergibt sich durch die Erweiterung des elektronischen Antragswegs fir die
Erteilung von Fihrungszeugnissen eine jahrliche Zeitersparnis flr die Blirgerinnen
und Birger von rund 44 000 Stunden ab dem ersten Jahr und von rund 80 000 Stun-
den ab dem flinften Jahr.
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E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Die Anpassung des § 150e GewO an das OZG und an das Smart-elD-Gesetz flhrt
zu einer Verringerung des Personalaufwandes fir die Wirtschaft von jahrlich rund
258 000 Euro ab dem ersten Jahr und von jéhrlich rund 475 000 Euro ab dem flnf-
ten Jahr. Demgegentber fuhrt die Einfiihrung der Zweckbindung, einer Vertraulich-
keitsanordnung und einer Loschungsregelung flr erweiterte Flihrungszeugnisse in
8 30a BZRG zu einem erhohten Personalaufwand fir die Wirtschaft von rund
255 000 Euro pro Jahr. Mit Blick auf die ,,One in, one out“-Regelung der Bundes-
regierung bedeutet dies, dass der aus der Anderung des § 30a BZRG resultierende
erhéhte Erfullungsaufwand durch die aufgrund der Anpassung des § 150e GewO
erzielte Einsparung kompensiert wird. Die verbleibenden Einsparungen von jahrlich
rund 3 000 Euro ab dem ersten Jahr und von jahrlich rund 220 000 Euro ab dem
flnften Jahr stellen ein ,,Out” im Sinne der ,,One in, one out“-Regelung der Bundes-
regierung dar.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten
Keine.
E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Aufgrund der Einfiihrung des Flaggings im Rahmen von ECRIS-TCN zur Umset-
zung der Verordnung (EU) 2019/816 sowie aufgrund der Anpassung des § 30c
BZRG und 8 150e GewO an die Digitalisierungsvorhaben des Bundes entsteht dem
BfJ in 2022 aufgrund von Projektarbeiten ein personeller Mehraufwand von rund
679 000 Euro. Hinzu kommt in der Projektphase ein einmaliger Sachaufwand von
75 000 Euro. In der Betriebsphase ergibt sich dann ein jahrlicher personeller Mehr-
aufwand von rund 1434 000 Euro beziehungsweise ab dem flinften Jahr der Be-
triebsphase von 1 595 000 Euro.

Den Léndern entsteht fiir technische Anpassungen der staatsanwaltlichen Fachver-
bundverfahren MESTA und web.sta zur Umsetzung des Flaggings ein einmaliger
Sachaufwand in H6he von insgesamt 68 000 Euro. Hinzu kommt ein Personalauf-
wand von rund 617 000 Euro pro Jahr. Hinsichtlich der Anderung von § 17 Ab-
satz 1 BZRG entsteht fiir die technische Anpassung von web.sta weiterer einmaliger
Sachaufwand in Héhe von rund 20 000 Euro.
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F. Weitere Kosten

Aufgrund der Anpassung des § 30c BZRG und des 8 150e GewO zur Umsetzung
des Smart-elD-Gesetzes wird beim BfJ mit Mehreinnahmen von rund 507 000 Euro
pro Jahr gerechnet. Durch die Umsetzung des OZG-Gesetzes ist im ersten Betriebs-
jahr mit weiteren Mehreinnahmen beim BfJ von rund 347 000 Euro und ab dem
flnften Betriebsjahr von rund 1 043 000 Euro zu rechnen. Aufgrund der Verlage-
rung der Antrédge auf das BfJ ist mit entsprechenden Mindereinnahmen der Kom-
munen zu rechnen.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau,
sind nicht zu erwarten.
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R-FJ-In-Wi

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des
Bundeszentralregistergesetzes

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 5. August 2022
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Bodo Ramelow

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit tbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des Bundeszentral-
registergesetzes

mit Begriindung und Vorblatt.
Federfiihrend ist das Bundesministerium der Justiz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemal § 6 Absatz 1 NKRG
ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriiRen
Olaf Scholz

Fristablauf: 16.09.22
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Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des Bundeszentralregis-

tergesetzes

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Bundeszentralregistergesetzes

Das Bundeszentralregistergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Sep-

tember 1984 (BGBI. | S. 1229, 1985 | S. 195), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. | S. 3420) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

2.

In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Woérter ,,und flr Verbraucherschutz* gestrichen.

In 85 Absatzl Nummer8Y werden die Worter ,die durch die Verord-
nung (EU) 2019/818 (ABI. L 135 vom 22.5.2019, S. 85)“ durch die Worter ,die zuletzt
durch die Verordnung (EU) 2021/1151 (ABI. L 249 vom 14.7.2021, S. 7)“ ersetzt.

Dem § 17 Absatz 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Wird die Vollstreckung der Strafe, des Strafrestes oder die Unterbringung in einer Ent-
ziehungsanstalt ohne Widerruf der Zurtickstellung begonnen oder fortgesetzt, so ist
dies im Register zu vermerken.*

In § 25 Absatz 2 Satz 2 werden die Woérter ,und fur Verbraucherschutz* gestrichen.
Dem § 30a wird folgender Absatz 3 angeflgt:

»(3) Die Daten aus einem erweiterten Fihrungszeugnis dirfen von der entgegen-
nehmenden Stelle nur verarbeitet werden, soweit dies zur Prifung der Eignung der
Person fir eine Tatigkeit, die Anlass zu der Vorlage des Flihrungszeugnisses gewesen
ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schitzen. Sie sind
unverziglich zu l6schen, wenn die Person die Téatigkeit, die Anlass zu der Vorlage des
Fuhrungszeugnisses gewesen ist, nicht ausiibt. Die Daten sind spatestens sechs Mo-
nate nach der letztmaligen Ausibung der Tatigkeit zu I6schen.”

§ 30b wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:
»(1a)Absatz 1 gilt entsprechend fur die Mitteilung Gber Eintragungen im Straf-
register eines Partnerstaates zu dessen Staatsangehdrigen. Partnerstaat nach

Satz 1 ist ein Drittstaat, mit dem die Européische Union in einem Abkommen den
elektronischen Austausch von Strafregisterinformationen vereinbart hat.”

p)

§ 5 Absatz 1 Nummer 8 in der ab 1. Oktober 2022 geltenden Fassung des Gesetzes zur Durchfiihrung
der Verordnung (EU) 2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vorschriften vom 10. August 2021
(BGBI. | S. 3420)
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10.

b)

c)

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,(3) Ersuchen der Registerbehdrde um Ubermittiung der nach Absatz 1 oder
Absatz l1a in das Fuhrungszeugnis zuséatzlich aufzunehmenden Eintragungen fur
ein Fuhrungszeugnis von Drittstaatsangehdrigen sind zu richten

1. im Fall des Absatzes 1 unter Nutzung von ECRIS-TCN an die in diesem Sys-
tem ausgewiesenen Mitgliedstaaten der Européischen Union und

2. im Fall des Absatzes la an den jeweiligen Partnerstaat, dessen Staatsange-
horigkeit die Person besitzt.”

In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort ,Mitgliedstaaten” die Worter ,oder hat
der Partnerstaat® eingefugt.

8§ 30c wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Registerbehérde” die Worter ,,oder
Uber das Nutzerkonto nach 8 3 Absatz 2 Satz 1 des Onlinezugangsgesetzes® ein-
gefugt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,Der Nachweis ist ausschlief3lich tber elektronische Identifizierungssysteme
zulassig, die mit dem Vertrauensniveau ,hoch® im Sinne des Artikels 8 Ab-
satz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elektronische ldentifizierung
und Vertrauensdienste fur elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 73;
L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016, S. 44) notifiziert sind.”

bb) In dem neuen Satz 3 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Dabei“
durch die Worter ,Um den elektronischen ldentitatsnachweis fihren zu kon-
nen,” ersetzt und werden nach dem Wort ,Aufenthaltstitels“ die Worter ,,oder
aus einem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium eines mobilen
Endgerats® eingeflgt.

In § 39 Absatz 3 Satz 2 werden die Woérter ,und fur Verbraucherschutz* gestrichen.

§ 42 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

In Satz 2 werden nach der Angabe ,§ 30 Absatz 1 das Komma und die Worter ,fir
den Umfang der Auskunft gilt 8 30b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis 4 gestri-
chen.

In Satz 3 werden nach dem Wort ,sie“ das Komma und die Woérter ,wenn die an-
tragstellende Person im Geltungsbereich dieses Gesetzes wohnt,“ gestrichen.

In Satz 5 werden die Worter ,ist die Mitteilung an eine von ihr benannte amtliche
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland zu senden® durch die Worter ,kann sie
die Mitteilung auch an eine von ihr benannte amtliche Vertretung der Bundesre-
publik Deutschland senden lassen® ersetzt.

In § 42a Absatz 1a Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1, 8§ 49 Absatz 3 Satz 2 und
§ 55 Absatz 2 Satz 4 werden jeweils die Worter ,und fur Verbraucherschutz® gestri-
chen.
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11. Dem 8 56 Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:

.oatz 1 gilt nicht, soweit die Verurteilung im Geltungsbereich dieses Gesetzes voll-
streckt wird.”

12. § 57a Absatz 5 wird wie folgt geandert:
a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Indem neuen Satz 3 werden nach den Wartern ,Voraussetzungen nach § 30a“ die
Worter ,Absatz 1 und 2 Satz 2“ eingeflgt.

13. Nach § 57a wird folgender § 57b eingefiigt:

,§ 57b

Speicherung und Austausch von Registerinformationen im Zusammenhang mit einem
Partnerstaat

Die 88 56b und 57a Absatz 1 bis 3 und 5 bis 7 gelten entsprechend fir die Spei-
cherung und den Austausch von Registerinformationen im Zusammenhang mit einem
Partnerstaat.”

14. Nach § 58c wird folgender § 58d eingefligt:

,§ 58d
Kennzeichnung eines Datensatzes

(1) Zur Kennzeichnung eines Datensatzes in ECRIS-TCN nach Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/816 unterrichtet die fir die Mitteilung nach
§ 20 Absatz 1 Satz 1 zustandige Stelle die Registerbehorde darlber, ob eine strafge-
richtliche Verurteilung aufgrund einer terroristischen oder aufgrund einer sonstigen
Straftat erfolgt ist,

1. die mit einer Freiheitsstrafe im Hochstmal von mindestens drei Jahren bedroht ist
und

2. zu einer der im Anhang zur Verordnung (EU) 2018/1240 des Européaischen Parla-
ments und des Rates vom 12. September 2018 uber die Einrichtung eines Euro-
paischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems (ETIAS) und zur Ande-
rung der Verordnungen (EU) Nr. 1077/2011, (EU) Nr. 515/2014, (EU) 2016/399,
(EVU) 2016/1624 und (EU) 2017/2226 (ABI. L 236 vom 19.9.2018, S. 1; L 323 vom
19.12.2018, S. 37; L 193 vom 17.6.2020, S. 16), die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2021/1152 (ABI. L 249 vom 14.7.2021, S. 15) geandert worden ist, auf-
gefuhrten Deliktsgruppen gehort.

(2) Die Registerbehtrde darf die nach Absatz 1 Ubermittelten personenbezoge-
nen Daten erheben, speichern und verwenden, soweit dies zu Zwecken der Verord-
nung (EU) 2019/816 erforderlich ist. Ist eine Verwendung zu diesen Zwecken nicht
mehr erforderlich, so sind die personenbezogenen Daten unverzuglich zu I6schen.”

15. In 8 69 Absatz 4 wird die Angabe ,184k" durch die Angabe ,184I" ersetzt.
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1.

2.

3.

Artikel 2

Anderung der Gewerbeordnung

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999
(BGBI. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3504) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In § 150c Absatz 1 Satz 1 werden die Woarter ,,und fur Verbraucherschutz® gestrichen.

§ 150e wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Registerbehérde” die Worter ,,oder
Uber das Nutzerkonto nach 8 3 Absatz 2 Satz 1 des Onlinezugangsgesetzes” ein-
geflgt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,Der Nachweis ist ausschlief3lich Uber elektronische Identifizierungssysteme
zulassig, die mit dem Vertrauensniveau ,hoch® im Sinne des Artikels 8 Ab-
satz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elektronische ldentifizierung
und Vertrauensdienste fur elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 73;
L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016, S. 44) notifiziert sind.”

In dem neuen Satz 3 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Dabei“
durch die Worter ,Um den elektronischen Identitatsnachweis fiihren zu kon-
nen,” und werden nach dem Wort ,elD-Karte ein Komma und die Worter ,.ei-
nes mobilen Endgerats® eingeflgt.

In § 153c¢ Satz 1 werden die Worter ,und fiur Verbraucherschutz® gestrichen und wird
das Wort ,Energie” durch das Wort ,Klimaschutz* ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

§ 72a Absatz 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe — in
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt
durch Artikel 32 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607) geandert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

,(5) Die Trager der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe diirfen von den nach den Abséat-

zen 3 und 4 eingesehenen Daten nur folgende Daten erheben und speichern:

1.

2.

den Umstand der Einsichtnahme,

das Datum des Fuhrungszeugnisses und

die Information, ob die das Fiihrungszeugnis betreffende Person wegen einer der fol-
genden Straftaten rechtskraftig verurteilt worden ist:
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a) wegen einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat oder

b) wegen einer nicht in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat, die die Person als unge-
eignet im Umgang mit Kindern und Jugendlichen erscheinen lasst.

Die Trager der offentlichen und freien Jugendhilfe dirfen die gespeicherten Daten nur ver-
arbeiten, soweit dies erforderlich ist, um die Eignung einer Person flr diejenige Tatigkeit,
die Anlass zu der Einsichtnahme in das Filhrungszeugnis gewesen ist, zu prifen. Die Daten
sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schiitzen. Sie sind unverziglich zu 16schen, wenn die
Person eine Tatigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 nicht ausubt. Die Daten
sind spatestens sechs Monate nach der letztmaligen Ausiibung einer solchen Tétigkeit zu
I6dschen.”

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 am Tag nach der Verkindung
in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 14 tritt am 1. April 2023 in Kraft.

(3) Artikel 1 Nummer 3 tritt am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des vierten auf
die Verkiindung folgenden Kalenderquartals] in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Durch den Entwurf soll das Bundeszentralregistergesetz (BZRG) an die Bestimmungen des
Handels- und Kooperationsabkommens zwischen der Europaischen Union und der Euro-
paischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Kénigreich von Grol3britannien
und Nordirland andererseits vom 24. Dezember 2020 (ABI. L 444 vom 31.12.2020, S. 14;
im Folgenden: Handels- und Kooperationsabkommen) angepasst werden. Zudem soll die
Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 17. April 2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Systems fiir die Ermittlung der Mit-
gliedstaaten, in denen Informationen zu Verurteilungen von Drittstaatsangehérigen und
Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Erganzung des Europaischen Strafregisterinfor-
mationssystems und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1726 (ABI. L 135 vom
22.5.2019, S.1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2021/1151 (ABI. L 249 vom
14.7.2021, S. 7) geandert worden ist (im Folgenden: Verordnung (EU) 2019/816), zum Ab-
schluss gebracht werden. Ferner werden in Einzelregelungen Anpassungen des BZRG und
der Gewerbeordnung (GewO) an Digitalisierungsvorhaben des Bundes sowie die Verbes-
serung des Datenschutzes vorgeschlagen und ein Redaktionsversehen behoben.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Teil lll des Handels- und Kooperationsabkommens zwischen der Europaischen Union und
dem Vereinigten Konigreich GroR3britannien und Nordirland (im Folgenden: Vereinigtes Ké-
nigreich) enthalt als Teil der Vereinbarungen zur strafrechtlichen Zusammenarbeit in Titel 9
Regelungen zum Austausch zwischen den Mitgliedstaaten der Europaischen Union (im Fol-
genden: EU-Mitgliedstaaten) und dem Vereinigten Kénigreich Uber die Informationen in den
jeweiligen Strafregistern. Das Abkommen behalt den Standard der zwischenzeitlich mit dem
,=European Criminal Records Information System“ (ECRIS) erreichten Strafregistervernet-
zung der EU-Mitgliedstaaten auch fir den Austausch mit dem Vereinigten Konigreich bei.
Dazu bestimmt das Handels- und Kooperationsabkommen, dass die Regelungen des Eu-
ropaischen Ubereinkommens Uber die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959
(BGBI. 1964 Il S. 1386 — EURHUbK) zum Austausch von Strafnachrichten und zur Beant-
wortung von Auskunftsersuchen ersetzt beziehungsweise ergéanzt werden. Zudem soll die
bisherige technische Infrastruktur fir den Austausch von Strafregisterinformationen mit dem
Vereinigten Konigreich weitergenutzt werden. Das Handels- und Kooperationsabkommen
regelt zum einen den Austausch von Strafnachrichten, das heil3t die Benachrichtigung tber
Verurteilungen zum Eintrag in das jeweilige Strafregister. Hier geht das Abkommen tber
die Vorgaben des EuRHUbk hinaus, weil auch Strafnachrichten fiir Doppelstaater (zum
Beispiel Personen mit deutscher und britischer Staatsangehdrigkeit) erstellt werden sollen.
Zum anderen enthalt das Handels- und Kooperationsabkommen Verpflichtungen zur um-
fassenden Speicherung von mitgeteilten Entscheidungen. Dies fuhrt dazu, dass — wie bei
ECRIS — Verurteilungen aus dem Vereinigten Konigreich selbst dann im Bundeszentralre-
gister einzutragen sind, wenn diese sonst nicht der Eintragungspflicht unterliegen wirden.
Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn die Tat nach deutschem Recht nur eine Ordnungswid-
rigkeit darstellt. Als Geschaftsweg wird des Weiteren der unmittelbare Austausch zwischen
den Registerbehorden vorgeschrieben. Wie bei ECRIS sieht das Handels- und Kooperati-
onsabkommen die Pflicht zur Beantwortung von Auskunftsersuchen vor. Fir nicht-straf-
rechtliche Zwecke geniel3t allerdings das nationale Recht den Vorrang, wenn nicht der Kin-
der- und Jugendschutz die Aufnahme von Eintragungen gebietet. Das Handels- und Ko-
operationsabkommen macht damit gesetzliche Anpassungen im BZRG erforderlich, weil
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die Vorschriften zur Umsetzung von ECRIS nur auf EU-Mitgliedstaaten ausgerichtet sind
und nun erstmals auf einen Drittstaat Ubertragen werden. Daher werden Anderungen an
8§ 30b BZRG, der den Inhalt des Européischen Fihrungszeugnisses bestimmt, sowie an
einzelnen Regelungen im Siebten Abschnitt des BZRG Uber den internationalen Austausch
von Registerinformationen vorgeschlagen.

Die Durchfihrung der Verordnung (EU) 2019/816 wird zum Abschluss gebracht. Mit der
Verordnung (EU) 2021/1151 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021
zur Anderung der Verordnungen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festle-
gung der Bedingungen fur den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen fir die Zwe-
cke des Europaischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (ABI. L 249 vom
14.7.2021, S. 7; im Folgenden: Verordnung (EU) 2021/1151) wurde in Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/816 das sogenannte Flagging eingefuihrt. Danach
werden die nationalen Strafregisterbehérden verpflichtet, die Personendatensatze in dem
zentralisierten System fur die Ermittlung der Mitgliedstaaten, in denen Informationen zu
Verurteilungen von Drittstaatsangehdrigen und Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zu
kennzeichnen, wenn solche Personen in den vergangenen 25 Jahren wegen einer terroris-
tischen Straftat oder in den vergangenen 15 Jahren wegen einer anderen Straftat, die im
Anhang der Verordnung (EU) 2018/1240 Uber die Einrichtung eines Européischen Reisein-
formations- und Genehmigungssystems (ETIAS) und zur Anderung der Verordnungen
(EU) Nr. 1077/2011,  (EU) Nr. 515/2014,  (EU) 2016/399,  (EU) 2016/1624  und
(EVU) 2017/2226 (ABI. L 236 vom 19.9.2018, S. 1, L 323 vom 19.12.2018, S. 37; L 193 vom
17.6.2020, S. 16), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2021/1152 (ABI. L 249 vom
14.7.21, S. 15) geandert worden ist (im Folgenden: Verordnung (EU) 2018/1240), aufge-
fuhrt ist, verurteilt wurden. Zudem mussen diese Straftaten nach nationalem Recht mit einer
Freiheitsstrafe im HochstmalR von mindestens drei Jahren geahndet werden kénnen. Im
Hinblick darauf, dass der Registerbehérde die Bestimmung jedoch nicht méglich ist, ob ein
Datensatz in ECRIS-TCN zu kennzeichnen ist, bedarf es in der Bundesrepublik Deutsch-
land einer Durchfihrungsbestimmung. Diese wird mit 8 58d BZRG-neu geschaffen. Mit ihr
wird in Absatz 1 der fir die Mitteilung nach § 20 Absatz 1 Satz 1 BZRG zustandigen Stelle
die Pflicht auferlegt, der Registerbehérde auch die Information zu Ubermitteln, ob eine straf-
gerichtliche Verurteilung als terroristische oder sonstige Straftat im Sinne des Anhangs zur
Verordnung (EU) 2018/1240 zu kennzeichnen ist. Damit soll die Unterrichtung, ob die Ver-
urteilung aufgrund einer der vorgenannten Straftaten erfolgt ist, mit der Mitteilung erfolgen,
die nach § 20 Absatz 1 Satz 1 BZRG ohnehin vorzunehmen ist. Die Zusammenfassung in
einer Mitteilung dient dabei der Verfahrensvereinfachung.

Mit Einzelregelungen sollen das BZRG fir das Bundeszentralregister und die GewO fir das
Gewerbezentralregister fur Digitalisierungsvorhaben des Bundes ertiichtigt werden. Das
Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen vom 14. August
2017 (BGBI. 1 S. 3122, 3138), das zuletzt durch Artikel16 des Gesetzes vom 28. Juni 2021
(BGBI. I S. 2250) geandert worden ist, (Onlinezugangsgesetz — OZG) verpflichtet Bund und
Lander, ihre Verwaltungsleistungen bis Ende des Jahres 2022 auch elektronisch tber Ver-
waltungsportale anzubieten (8 1 Absatz 1 OZG). Das Fuhrungszeugnis stellt eine soge-
nannte Justizverwaltungsleistung dar, fir deren Kontrolle der Rechtsweg zu den ordentli-
chen Gerichten eroffnet ist. Damit ist es keine Verwaltungsleistung im Sinne des § 2 Ab-
satz 3 OZG; eine Pflicht zur Digitalisierung nach dem OZG besteht nicht. Gleichwohl ist
eine Einbindung der bereits heute bestehenden elektronischen Antragstellung auf Erteilung
eines Fuhrungszeugnisses in das elektronische Verwaltungsverfahren nach dem OZG aus
Sicht der Burgerinnen und Burger wiinschenswert, da das Fuhrungszeugnis, in der Form
eines Fuhrungszeugnisses zur Vorlage bei einer Behdrde gemal 8 30 Absatz 5 BZRG (im
Folgenden: Behordenfiihrungszeugnis), fur viele nach dem OZG zu digitalisierende Verwal-
tungsverfahren eine wichtige Voraussetzung darstellt. So gehért es zu den funf wichtigsten
Nachweisen im OZG-Kontext. Daher soll das Behdrdenfiihrungszeugnis in die OZG-Um-
setzung implementiert werden. Zur Zulassung der Antragstellung tber das im Rahmen der
0ZG-Umsetzung eingerichtete Nutzerkonto bedarf es einer Ergdnzung des § 30c Absatz 1
BZRG. Dieser sieht bislang nur vor, dass der elektronische Antrag unter Nutzung des im
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Internet angebotenen Zugangs unmittelbar bei der Registerbehdrde zu stellen ist. Um auch
die Antragstellung tber das Nutzerkonto des OZG zuzulassen, wird § 30c Absatz 1 Satz 1
BZRG geéndert. Neben die Mdglichkeit, den Antrag unmittelbar beim Bundesamtes fiir Jus-
tiz (BfJ) zu stellen, tritt die Antragstellung Uber das Nutzerkonto nach § 3 Absatz 2 Satz 1
0OZG. Diese Mdoglichkeit wird auch auf die elektronische Antragstellung fur Auskinfte aus
dem Gewerbezentralregister Ubertragen. Entsprechend wird § 150e GewO, der die elektro-
nische Antragstellung fiir die Erteilung von Auskinften aus dem Gewerbezentralregister
regelt, geandert.

Eine weitere Anpassung des § 30c Absatz 2 BZRG bezieht sich auf die Identifizierungsver-
fahren. Bislang wurde der Nachweis der Identitat der antragstellenden Person unmittelbar
aus dem Speicher- und Verarbeitungsmedium des Personalausweises, der elD-Karte oder
des elektronischen Aufenthaltstitels gefuihrt. Mit dem Gesetz zur Einfihrung eines elektro-
nischen Identitdtsnachweises mit einem mobilen Endgerat vom 5. Juli 2021 (BGBI. |
S. 2281, 3678; im Folgenden: Smart-elD-Gesetz) wurde § 18 Absatz 2 des Personalaus-
weisgesetzes (PAuswG) dahingehend geandert, dass der elektronische Identitdtsnachweis
nicht nur aus dem Speicher- und Verarbeitungsmedium des Personalausweises gefihrt
werden kann, sondern auch aus einem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium
in einem mobilen Endgerat (sogenannte Smart-elD). Diese rechtliche und technische Wei-
terentwicklung der Identifizierungsverfahren wurde bislang in § 30c Absatz 2 BZRG noch
nicht beriicksichtigt. Die Zulassung der Smart-eID fir die elektronische Antragstellung fur
ein Fuhrungszeugnis wird die Antragstellung tber mobile Endgeréate vereinfachen und da-
mit modern und biirgerfreundlich weiterentwickeln. Uber die Anpassung des § 150e GewO
wird die Nutzung der Smart-elD gleichlaufend fir den Auszug aus dem Gewerbezentralre-
gister zugelassen.

Weitere Anderungen dienen der Verbesserung der Datenlage zu der Zuriickstellung einer
Strafvollstreckung nach dem Betaubungsmittelgesetz (BtMG) in § 17 BZRG und des daten-
schutzrechtlichen Standards zum erweiterten Fiihrungszeugnis. Hier soll der gestiegenen
Bedeutung des erweiterten Fiihrungszeugnisses Rechnung getragen werden, indem in
§ 30a BZRG eine ausdriickliche Zweckbindung der enthaltenen Daten sowie Loschpflichten
geregelt werden. Anderungen des § 42 BZRG filhren zu einer einfacheren Einsichtnahme
in Registerauskunfte, wenn betroffene Personen ihren Wohnsitz im Ausland haben. Zudem
wird ein Redaktionsversehen in der Ubergangsvorschrift des § 69 BZRG behoben.

In § 72a des Achten Buches Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), der
den Tatigkeitsausschluss einschlagig vorbestrafter Personen in der Kinder- und Jugendhilfe
regelt, soll eine Klarstellung den Umgang mit dem erweiterten Flihrungszeugnis vereinfa-
chen. Dazu wird nunmehr ausdrticklich geregelt, dass neben den Katalogstraftaten nach
§ 72a Absatz 1 Satz 1 SGB VIII grundséatzlich auch alle Eintragungen wegen einer anderen
Straftat, die die Person als ungeeignet im Umgang mit Kindern und Jugendlichen erschei-
nen lasst, erhoben und gespeichert werden dirfen.

M. Alternativen

Keine Anpassungen des BZRG. Hinsichtlich des Handels- und Kooperationsabkommens
zwischen der Europaischen Union und dem Vereinigten Kénigreich bliebe es damit insoweit
bei der inkonsistenten nationalen Rechtslage. Die Gefahr der missbrauchlichen Verwen-
dung von Daten aus dem erweiterten Fihrungszeugnis bliebe bestehen, deshalb soll der
Datenschutz in Bezug auf das erweiterte Flihrungszeugnis verbessert werden. Wirde das
BZRG zudem nicht fiir die Digitalisierungsvorhaben des Bundes ertiichtigt, bliebe Biirgerin-
nen und Burger eine noch vielfaltigere Nutzung moderner Antragsverfahren fur die Erteilung
von Fuhrungszeugnissen verwehrt. Dies wirde auch fur die Wirtschaft in Bezug auf Aus-
kiinfte aus dem Gewerbezentralregister gelten. In Bezug auf die vollstandige Durchfuihrung
der Verordnung (EU) 2019/816 ist die Bundesrepublik Deutschland ohnehin zur Anpassung
verpflichtet, sodass die Voraussetzungen fir eine ordnungsgemafe Kennzeichnung der
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Datensatze in ECRIS-TCN entsprechend Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verord-
nung (EU) 2019/816 zu gewahrleisten sind.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die internationale Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten ist Teil der Pflege
der auswartigen Beziehungen im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG).
Die sich aus der Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 ergebende Anderung sowie
die Anpassungen des BZRG an das Handels- und Kooperationsabkommen fallen deshalb
in den Bereich der ausschlie3lichen Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 73
Absatz 1 Nummer 1 GG. Darlber hinaus ergibt sich eine Gesetzgebungskompetenz des
Bundes aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 10 GG (internationale Verbrechensbekampfung)
und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht, Gerichtsverfassung, gerichtliches Ver-
fahren).

Die Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes ergibt sich fiir die Anderungen der Gewerbe-
ordnung in Artikel 2 aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft). Der
Bund hat die Einrichtung sowie die Aufgaben und Befugnisse des Gewerbezentralregisters
in den 88 149 ff. GewO abschlieBend und umfassend geregelt. Die Anderungen sind daher
zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (vergleiche Ar-
tikel 72 Absatz 2 GG).

Fur die Anderung des § 72a SGB VIl in Artikel 3 ergibt sich die Gesetzgebungszustandig-
keit des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2
GG. Dem Bund steht im Bereich der o6ffentlichen Fursorge die konkurrierende Kompetenz
zur Gesetzgebung zu. Auch die Erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung ist ge-
geben. Eine bundesgesetzliche Regelung des Datenschutzes beim Umgang mit dem er-
weiterten Flihrungszeugnis ist wie bisher sowohl zur Herstellung gleichwertiger Lebensver-
haltnisse als auch zur Wahrung der Wirtschafts- sowie der Rechtseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse erforderlich.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf dient unter anderem der vollstandigen Durchfiihrung eines Rechtsinstruments
der Europaischen Union sowie der Anpassung des nationalen Rechts an das Handels- und
Kooperationsabkommen zwischen der Européischen Union und dem Vereinigten Konig-
reich. Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar.

Der Entwurf ist auch mit den voélkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesrepublik Deutsch-
land abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch die Zulassung der Smart-eID fir die elektronische Antragstellung fir ein Fihrungs-
zeugnis und die Auskunft aus dem Gewerbezentralregister wird die Antragstellung auf mo-
bilen Endgeraten vereinfacht und damit modern und birgerfreundlich weiterentwickelt.
Diese Verwaltungsvereinfachung wird durch die Implementierung des Behdrdenfihrungs-
zeugnisses und die Auskunft aus dem Gewerbezentralregister in die OZG-Umsetzung er-
ganzt. Da sowohl das Fuhrungszeugnis, in der Form eines Behérdenfiihrungszeugnisses,
als auch die Auskunft aus dem Gewerbezentralregister fur viele nach dem OZG zu digitali-
sierende Verwaltungsleistungen wichtige Voraussetzungen darstellen, ist eine breite Nut-
zung zu erwarten. So gehért das Fuhrungszeugnis zu den finf wichtigsten Nachweisen im
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OZG-Kontext. Ziel ist es, die Beantragung sowohl eines Behdrdenfihrungszeugnisses fur
die antragstellende natirliche Person als auch einer Auskunft aus dem Gewerbezentralre-
gister maf3geblich zu vereinfachen und mediale Briiche in der Gesamtbeantragung weitest-
gehend zu reduzieren.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der
Agenda 2030 fir nachhaltige Entwicklung dient. Insbesondere tragt der Entwurf mit der
Gewahrleistung des Austauschs von Strafregisterinformationen mit dem Vereinigten Kénig-
reich und der vollstandigen Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 zur Gewahrleis-
tung einer funktionierenden rechtsstaatlichen Strafrechtspflege bei, die Voraussetzung ist
fur eine friedliche Gesellschaft im Sinne des Nachhaltigkeitsziels 16 der Agenda 2030.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Fur die Umsetzung der geplanten gesetzlichen Anderungen sind in 2022 vorbereitende
Projektarbeiten des BfJ notwendig. Fiir die Einfihrung des Flaggings im Rahmen von
ECRIS-TCN koénnen die Aufgaben in der Projektphase sowohl im Fachbereich als auch im
Bereich Informationstechnik (im Folgenden: IT) mit dem vorhandenen Personal umgesetzt
werden. Auch die fir die Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes notwendigen Projektarbeiten
im Fachbereich und im IT-Bereich kdnnen mit dem vorhandenen Personal bewaltigt wer-
den.

Im Zusammenhang mit der OZG-Umsetzung wird zusatzliches Personal des gehobenen
Dienstes in der IT-Abteilung bendtigt. Die Verfahrensablédufe sind an die neuen Vorgaben
anzupassen, hierzu ist ein umfangreiches Anforderungs- und Applikationsmanagement not-
wendig. Konkret werden 3,5 Planstellen (3,5 A 11) bendétigt. Dies entspricht Mehrausgaben
in 2022 in H6he von 279 000 Euro. Zudem werden in der Projektphase in 2022 aufgrund
von Unterstiitzungsleistungen in der IT-Abteilung sowie Querschnittaufgaben weitere 4,5
Planstellen (1,5 A 14/ 3,0 A 11) benétigt. Dies entspricht Mehrausgaben in 2022 in Hohe
von 398 000 Euro.

Auch fiir den ab 2023 geplanten laufenden Betrieb ergeben sich jahrliche Personalmehr-
ausgaben. Im Zusammenhang mit dem Flagging wird im Fachbereich zusatzliches Perso-
nal bendtigt, insbesondere aufgrund des erhdhten Kommunikationsaufwands mit den aus-
landischen Registerbehdrden und der manuellen Korrektur von fehlerhaften Datensatzen.
Hierfir werden 3,5 Planstellen (2,5 A 11/ 1,0 A 9 m) benétigt. Dies entspricht Mehrausga-
ben in Hohe von 265 000 Euro pro Jahr.

Infolge der OZG-Umsetzung wird mit einer deutlich erh6hten Anzahl elektronischer Antrage
auf Erteilung eines Fuhrungszeugnisses Uber das Nutzungskonto Bund gerechnet (ab dem
ersten Jahr rund 71 500 zusatzliche Antrage pro Jahr, ab dem funften Jahr rund 215 000
zusatzliche Antrage pro Jahr). Dies fuhrt im Fachbereich zu einem erhéhten Bearbeitungs-
aufwand und im IT-Bereich zu erhbhtem Steuerungsaufwand im Rahmen des Anforde-
rungs- und Applikationsmanagements. Ab 2023 werden hierfir 5 Planstellen (3,5A 11/1,5
A 9 m) bendtigt. Dies entspricht Mehrausgaben in Héhe von 378 000 Euro pro Jahr. Ab
2027 werden hierfiir 8 Planstellen (0,5 A13 g/ 3,5 A11/ 4,0 A9 m) bendtigt. Dies ent-
spricht Mehrausgaben in Hohe von 591 000 Euro pro Jahr.

Infolge der Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes wird mit einer deutlich erhdhten Anzahl
der Uber das elektronische Antragsverfahren ,Online-Antrag fur FOhrungszeugnisse®
(OLAF) gestellten Antrage gerechnet (104 000 zusatzliche Antrage pro Jahr). Um den damit
verbundenen erhdhten Bearbeitungsaufwand im Fachbereich aufzufangen, werden 3 Plan-
stellen (1,0 A 11/2,0 A 9 m) bendtigt. Dies entspricht Mehrausgaben in Hohe von 212 000
Euro pro Jahr.



-11 -

Drucksache 370/22

Zudem werden zur Absicherung des laufenden Betriebs weitere Unterstiitzungsleistungen
in der IT-Abteilung und im Querschnittsbereich notwendig sein. Hierflr werden 5 Planstel-
len (2,0 A 14/ 3,0 A 11) bendtigt. AuRerdem ist fiir den Fachbereich folgendes zu beachten:
Im Hinblick auf den bereits gro3en Personalkdrper des fir die Registerauskiinfte zustandi-
gen Referats und dem sich aus den Vorhaben ergebenden Personalmehrbedarf ist eine
Wahrnehmung der zusétzlichen Aufgaben in der derzeitigen Aufbauorganisation unter Be-
riicksichtigung der Leitungsspanne nicht méglich. Daher besteht der Bedarf fir eine zusatz-
liche Referatsleitung (1 A 15). Insgesamt ergeben sich damit weitere Mehrausgaben in

Hohe von 573 000 Euro pro Jahr.

In der folgenden Ubersicht werden die Mehrausgaben fir Personal zusammenfassend dar-
gestellt (Angaben in T€ sind gerundet):

Personalausgaben

Vorgabe/Prozess Planstel- | Perso- Summe Summe Personalaus-
len nalkos- | pro gaben in T€
tensatz | Bes.Gr.
in T€ in T€
Projektphase in 2022
0zG 35A11 80 279 279
Smart-elD - - - -
Flagging - - - -
Themenubergreifende Ausgaben 15A14 106 159 398
30A11 80 239
Personalausgaben Projektphase 677
Betriebsphase ab 2023 (jahrlich)
0OZG ab 2023 35A11 80 279 378
1,5A9m 66 99
0OZG ab 2027 0,5A13¢g 97 48 591
35A11 80 279
40A9m 66 264
Smart-elD 10A11 80 80 212
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20A9m 66 132
Flagging 25A11 80 199 265
1,0A9m 66 66
Themenubergreifende Ausgaben 1,0A15 122 122 573
20A14 106 212
30A11 80 239
Personalausgaben Betriebsphase ab 2023 1428
Personalausgaben Betriebsphase ab 2027 1641

Fur die Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes wird in 2022 fur extern erstellte Werks- und
Dienstleistungen mit zusatzlichen IT-Ausgaben in Hohe von 75 000 Euro gerechnet.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmagig im Einzel-
plan 07 ausgeglichen werden. Uber Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs wird im
Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.

Durch die Einfihrung der Smart-elD wird mit Mehreinnahmen flir das BfJ gerechnet. Basis-
wert sind auch hier rund 104 000 zuséatzliche Antréage pro Jahr aufgrund der Anpassung
von 8§ 30c BZRG und § 150e GewO in Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes. Diese Fallzahl
wird bereinigt um rund 6 500 geblhrenbefreite Antrdge. Es wird dabei von einer Verlage-
rung der Antrage von den kommunalen Behdrden auf das BfJ ausgegangen. Folglich ist
hier der Gebuhrenteil von 5,20 Euro pro Antrag zu beriicksichtigen, der sonst bei der Kom-
mune vereinnahmt wird. Damit ergeben sich Mehreinnahmen beim BfJ in Hohe von
507 000 Euro pro Jahr.

Auch bei der Umsetzung des OZG-Gesetzes ergeben sich Mehreinnahmen fir das BfJ.
Basiswerte sind auch hier ab dem 1. Jahr rund 71 500 zusatzliche Antrage pro Jahr und ab
dem flinften Jahr rund 215 000 zusatzliche Antrage pro Jahr. Diese Fallzahlen werden je-
weils bereinigt um rund 4 700 beziehungsweise 14 000 gebuhrenbefreite Antrége. Auf-
grund der Verlagerung der Antrdge von den Kommunen auf das BfJ wird auch hier nur der
Gebiuhrenanteil von 5,20 Euro pro Antrag bericksichtigt. Im ersten Jahr ist daher beim BfJ
mit Mehreinnahmen von 347 000 Euro und ab dem finften Jahr von 1 043 000 Euro zu
rechnen.

Bei den L&ndern sind seitens der Justiz technische Anpassungen der staatsanwaltlichen
Fachverbundverfahren MESTA und web.sta zur Umsetzung des Flaggings erforderlich.
Durch die technische Umsetzung in den beiden vorgenannten Verbundsystemen sind alle
Lander erfasst. Fur die Anpassung von MESTA werden einmalig Sachausgaben in Hohe
von rund 38 000 Euro veranschlagt. Fur die Anpassung von web.sta werden einmalig Sach-
ausgaben in Hohe von rund 30 000 Euro veranschlagt. Hinsichtlich der Anderung von § 17
Absatz 1 BZRG werden fir die technische Anpassung von web.sta weitere einmalige Sach-
ausgaben in H6he von rund 20 000 Euro veranschlagt.
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4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Burger

Die Anpassung von 8 30c BZRG zur Umsetzung des OZG sowie des Smart-elD-Gesetzes
fuhrt zu einer deutlichen Verringerung des Zeitaufwandes fur die Blrgerinnen und Burger.
Bisher erfolgt die Antragstellung zumeist im Wege der personlichen Vorsprache uber die
kommunalen Meldebehorden. Zusatzlich besteht daneben seit 2014 die Moglichkeit, eine
Registerauskunft beim BfJ online zu beantragen, der sogenannte Online-Antrag fur Fuh-
rungszeugnisse (OLAF). Mit dem OZG soll zudem zukunftig die Antragstellung tber das
sogenannte Nutzerkonto Bund ermdglicht werden. Grundsétzlich wird davon ausgegangen,
dass sich mit der Einfiihrung des Nutzerkontos Bund und der Smart-elD sukzessive eine
Verlagerung der Antragstellung von den Meldebehorden hin zur elektronischen Antragstel-
lung beim BfJ vollzieht.

Bezuglich der Anpassung von § 30c BZRG in Umsetzung des OZG wird davon ausgegan-
gen, dass zunachst nur Behdrdenfiihrungszeugnisse beantragt werden kénnen. Jahrlich
werden durchschnittlich rund 750 000 Fihrungszeugnisse nach § 30 Absatz 5 BZRG erteilt.
Zur Festlegung des Bezugswertes werden noch die Antrdge auf Erteilung von Behdorden-
fihrungszeugnissen abgezogen, die bislang schon Gber OLAF online beantragt wurden. Im
Jahr 2021 wurden insgesamt rund 208 000 Antrage auf Erteilung von Fiihrungszeugnissen
Uber OLAF gestellt. Ausgehend von rund 4,5 Millionen Fihrungszeugnisantragen jahrlich,
betragt der Anteil von Behdrdenfilhrungszeugnissen daran etwa 17 Prozent. Demnach wur-
den durchschnittlich rund 35 000 Behordenfiihrungszeugnisse bereits online tGber OLAF
beantragt. Als Bezugswert werden daher rund 715 000 Fiihrungszeugnisantrage angesetzt.
Es wird angenommen, dass ab dem ersten Jahr der Betriebsphase 10 Prozent und ab dem
funften Jahr der Betriebsphase 30 Prozent davon Uber das Nutzerkonto Bund beantragt
werden. Hintergrund sind die bei der Einfihrung von OLAF gemachten Erfahrungen, dass
technische Neuerungen im registerrechtlichen Bereich Uiber einen langeren Zeitraum etab-
liert werden mussen. Basierend auf der OnDEA-Datenbank des Statistischen Bundesamtes
(Vorgabennummer 2014042512364801) wird fir die Birgerinnen und Birger nach derzei-
tiger Rechtslage pro Fall ein Zeitaufwand von 20 Minuten angenommen. Nach Anpassung
von § 30c BZRG und der Online-Antragstellung auf Erteilung eines Filihrungszeugnisses
ergibt sich daflr nur noch ein Zeitaufwand von 5 Minuten, was eine Zeitersparnis von 15 Mi-
nuten pro Fall bedeutet. Ab dem ersten Jahr ergibt sich damit bei einer Fallzahl von 71 500
Antragen eine jahrliche Zeitersparnis von rund 18 000 Stunden. Ab dem fiinften Jahr ergibt
sich bei einer Fallzahl von 215 000 Antragen eine jahrliche Zeitersparnis von rund 54 000
Stunden.

Beziglich der Anpassung von § 30c BZRG zur Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes wird
geschatzt, dass sich durch die Nutzung der Smart-elD die Anzahl der Antrage tber OLAF
um rund 50 Prozent erhoht. Im Jahr 2021 gab es rund 208 000 Antrage tiber OLAF, sodass
von rund 104 000 zusatzlichen Antragen Uber OLAF durch die Gesetzesanderung ausge-
gangen wird, was zu einer Verschiebung von Antrédgen auf Erteilung eines Filhrungszeug-
nisses von den Meldebehdrden hin zum BfJ fuhrt. Wieder ausgehend von den oben ge-
nannten Zeitaufwanden fir Blrgerinnen und Birger entsprechend der OnDEA-Datenbank
des Statistischen Bundesamtes, ergibt sich eine jahrliche Zeitersparnis von 26 000 Stun-
den.

Aus der folgenden Ubersicht wird deutlich, dass die jahrliche Zeitersparnis fur die Burgerin-
nen und Burger bei insgesamt rund 44 000 Stunden ab dem ersten Jahr und bei rund
80 000 Stunden ab dem funften Jahr liegt.

Vergleich Zeitaufwand fiir die Birgerinnen und Burger

Vorgabe/Prozess Fallzahl Zeitaufwand Zeitaufwand Differenz
bisher in Std. neu in Std.
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0OZG ab 1. Jahr 71 500 24 000 6 000 -18 000
0OZG ab 5. Jahr 215 000 72 000 18 000 -54 000
Smart-elD 104 000 35 000 9 000 -26 000
Zeitersparnis (jahrlich) ab 1. Jahr -44 000
Zeitersparnis (jahrlich) ab 5. Jahr -80 000

b) Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Die Anpassung des 8§ 150e GewO zur Umsetzung des OZG sowie des Smart-elD-Gesetzes
fuhrt zu einer Verringerung des Personalaufwandes fiir die Wirtschaft.

Bei den folgenden Betrachtungen zum Erflllungsaufwand fur die Wirtschaft wurde die Vor-
gabe der OnDEA-Datenbank des Statistischen Bundesamtes betreffend den Antrag auf Er-
teilung einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister (Vorgabennummer
2013111914051701) herangezogen. Entsprechend dieser Vorgabe werden als jahrlicher
Zeitaufwand pro Fall nach derzeitiger Rechtslage 23 Minuten herangezogen. Die bereits
oben dargestellte Zeitersparnis beim Online-Antrag auf Erteilung eines Flhrungszeugnis-
ses gegenuber der personlichen Vorsprache wird auf die Beantragung einer Auskunft aus
dem Gewerbezentralregister Ubertragen. Daher ermaRigt sich der Zeitaufwand von 23 Mi-
nuten um 15 Minuten auf 8 Minuten Entsprechend der Daten des Statistischen Bundesam-
tes fur diese Vorgabe wird als Lohnsatz fir jahrliche Personalkosten pro Stunde 58,40 Euro
angesetzt. Es ergibt sich somit ein Personalaufwand pro Fall von rund 22 Euro nach der-
zeitiger und ein Personalaufwand pro Fall von rund 8 Euro nach neuer Rechtslage

Beziglich der Anpassung des 8§ 150e GewO zur Umsetzung des OZG wird davon ausge-
gangen, dass ab dem ersten Jahr rund 2 Prozent aller Antrége auf eine Gewerbezentralre-
gisterauskunft und ab dem fiinften Jahr rund 5 Prozent aller Antrage Uber das Nutzerkonto
Bund beantragt werden. Hintergrund fir diese vergleichsweise niedrigen Zahlen ist die pri-
mare Ausrichtung des Nutzerkontos Bund auf natiirliche Personen. Bei einer Gesamtzahl
von 461 875 Antragen ergibt sich damit ab dem ersten Jahr eine Fallzahl von 7 713 Antra-
gen. Nach derzeitiger Rechtslage und den bestehenden Antragsmdoglichkeiten betragt der
Personalaufwand insgesamt rund 170 000 Euro. Nach Anpassung des § 150e GewO liegt
der Personalaufwand bei insgesamt etwa 62 000 Euro. Es entsteht demnach ein jahrlicher
Minderaufwand von rund 108 000 Euro. Ab dem fiinften Jahr ergibt sich bei einer Gesamt-
zahl von 461 875 Antragen eine Fallzahl von 23 186 Antréagen. Jeweils ausgehend vom
gleichen Personalaufwand pro Fall wie im ersten Jahr, entsteht ein jahrlicher Minderauf-
wand von rund 325 000 Euro.

Beziglich der Anpassung des § 150e GewO in Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes wird
davon ausgegangen, dass rund 3 Prozent aller Antrage auf eine Gewerbezentralregister-
auskunft zukiinftig zusatzlich tber OLAF gestellt werden. Hintergrund fir diese vergleichs-
weise niedrige Zahl ist die Annahme, dass die Verwendung von Smartphones im Ge-
schaftsverkehr fir die Antragstellung auf Erteilung von Fiihrungszeugnissen eher uniiblich
ist. Damit ergibt sich eine Fallzahl von 10 716 Antrdgen. Legt man erneut die oben genann-
ten Vorgaben des Statistischen Bundesamtes zugrunde, entsteht ein jahrlicher Minderauf-
wand von rund 150 000 Euro. Demgegenuber fuhrt die Einfihrung einer Zweckbindung,
Vertraulichkeitsanordnung und Ldschungsregelung fir erweiterte Fiihrungszeugnisse im
§ 30a BZRG zu einem erhohten Personalaufwand fiir die Wirtschaft. Fiir die Uberwachung
der aus der geanderten Vorschrift resultierenden Pflichten wird von einem Mehraufwand
von rund 5 Minuten pro Fall ausgegangen. Dabei wird davon ausgegangen, dass der
Hauptanwendungsfall, die Erteilung von erweiterten Fiihrungszeugnissen fir Personen, die



-15- Drucksache 370/22

im Bereich der offentlichen Jugendhilfe (ehrenamtlich) tatig sind, hier nicht zu bertcksichti-
gen ist. Grund fir die Nichtberticksichtigung ist, dass fur Trager der 6ffentlichen und freien
Jugendhilfe nach § 72a SGB VIII bereits eine Loschungsregelung besteht und daher fur
den offentlichen Bereich nicht mit einem Mehraufwand infolge der Anpassung von § 30a
BZRG gerechnet wird. Fur den zu bericksichtigenden Anwendungsfall, die Vorlagever-
pflichtung fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die regelméafig Kontakt zu Minderjah-
rigen haben, wird davon ausgegangen, dass die Fallzahl maximal bei 5 Prozent der fiir den
Zeitraum von 2017 bis 2021 ermittelten durchschnittlichen Gesamtzahl der Antrage auf ein
erweitertes Fuhrungszeugnis (rund 1 800 000) liegt, demnach bei rund 90 000. Legt man
einen mittleren Lohnsatz pro Stunde von 34 Euro zugrunde, entsteht ein neuer jahrlicher
Personalmehraufwand von rund 255 000 Euro.

Aus der folgenden Ubersicht wird deutlich, dass der erhéhte Erfiillungsaufwand aufgrund
der Anderung von § 30a BZRG durch die Auswirkungen der Anpassung des § 150e GewO
kompensiert wird.

Vergleich Personalaufwand fir die Wirtschaft

Vorgabe/Prozess Fallzahl | Personalauf- Personalauf- | Differenz
wand bisher in € | wand neu in €
OZG ab 1. Jahr 7713 170 000 62 000 | -108 000
OZG ab 5. Jahr 23186 510 000 185000 | -325000
Smart-elD 10 716 236 000 86 000 | -150 000
Erweitertes Flhrungszeugnis 89 328 - 255 000 255 000
Personalaufwand (jahrlich) ab 1. Jahr -3 000
Personalaufwand (jahrlich) ab 5. Jahr -220 000

Im Ergebnis stellen die verbleibenden Einsparungen von jahrlich rund 3 000 Euro ab dem
ersten Jahr und von jahrlich rund 220 000 Euro ab dem funften Jahr ein ,Out® im Sinne der
,One in, one out“-Regelung dar.

c¢) Erfallungsaufwand der Verwaltung

Aufgrund der Einfihrung des Flaggings im Rahmen von ECRIS-TCN zur Umsetzung der
Verordnung (EU) 2019/816 sowie der Anpassung von 8§ 30c BZRG und 8§ 150e GewO zur
Umsetzung des OZG und des Smart-elD-Gesetzes entsteht fir das BfJ personeller Mehr-
aufwand.

Bei einer Auswertung des Bundeszentralregisters mit Blick auf Einfihrung des Flaggings
wurde festgestellt, dass im Jahr 2020 insgesamt 339 566 Drittstaatsangehorige im Sinne
von Artikel 3 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2019/816 verurteilt wurden. Bei schatzungs-
weise 168 933 dieser Verurteilungen handelte es sich um Straftaten, die zu einer der im
Anhang zur Verordnung (EU) 2018/1240 genannten Deliktsgruppen gehéren. Dieser Wert
wurde der Berechnung als Fallzahl zugrunde gelegt. Wéhrend der in 2022 laufenden Pro-
jektphase entsteht kein Mehraufwand. Fir die Betriebsphase ergibt sich ein personeller
Mehraufwand von rund 250 000 Euro pro Jahr. Dies entspricht 2,5 Arbeitskraften des ge-
hobenen Dienstes und 1,0 Arbeitskraften des mittleren Dienstes. Der Mehraufwand ergibt
sich im Fachbereich aufgrund des erhéhten Kommunikationsaufwands mit den auslandi-
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schen Registerbehdrden und der manuellen Korrektur von fehlerhaften Datensatzen. Ins-
besondere ergibt sich bei den folgenden Aufgaben Mehraufwand: Bearbeiten von Berichti-
gungsmitteilungen (nachtragliche Mitteilung, Anderung oder Léschung einer Kennzeich-
nung), Korrektur von fehlerhaft mitgeteilten Kennzeichnungen, Nachfragen bei mitteilenden
Stellen bei der Anderung eines Personendatensatzes. Aufgrund der bisherigen Erfahrun-
gen des BfJ bei der Datenverwaltung des Bundeszentralregisters ist bei der Bearbeitung
dieser Aufgaben jeweils von einer Fehlerquote von rund 5 Prozent der Mitteilungen auszu-
gehen, die der Registerbehérde von den mitteilungspflichtigen Stellen Gbermittelt wurden.

Bezuglich der Umsetzung des OZG wird davon ausgegangen, dass zunachst nur Behor-
denflhrungszeugnisse beantragt werden kénnen, sodass hinsichtlich des Antragsaufkom-
mens auf die oben dargestellten Zahlen zum Erfullungsaufwand fir Birgerinnen und Burger
verweisen werden kann. Hierbei handelt es sich um die durchschnittliche Anzahl an jahrlich
erteilten Fuhrungszeugnissen nach 8 30 Absatz 5 BZRG. Es wird angenommen, dass ab
dem ersten Jahr der Betriebsphase 10 Prozent und ab dem flinften Jahr der Betriebsphase
30 Prozent davon (ber das Nutzerkonto Bund eingehen werden. Fir die in 2022 laufende
Projektphase ergibt sich ein personeller Mehraufwand von rund 271 000 Euro. Dies ent-
spricht 3,5 Arbeitskraften des gehobenen Dienstes. Der Mehraufwand in der Projektphase
ergibt sich in der IT-Abteilung aufgrund des zusatzlichen Anforderungs- und Applikations-
managements hinsichtlich der anzupassenden Verfahrensablaufe. Ab dem ersten Jahr der
Betriebsphase ergibt sich ein personeller Mehraufwand von rund 369 000 Euro pro Jahr.
Dies entspricht 3,5 Arbeitskraften des gehobenen Dienstes und 1,5 Arbeitskraften des mitt-
leren Dienstes. Ab dem fiinften Jahr der Betriebsphase ergibt sich ein personeller Mehrauf-
wand von rund 530 000 Euro pro Jahr. Dies entspricht 4,0 Arbeitskraften des gehobenen
Dienstes und 4,0 Arbeitskréften des mittleren Dienstes. Der Mehraufwand in der Betriebs-
phase ergibt sich im Fachbereich aufgrund der erhdhten Anzahl der Gber OLAF gestellten
Antrége und in der IT-Abteilung aufgrund des zusatzlichen Anforderungs- und Applikations-
managements im Rahmen des laufenden IT-Betriebs. Insbesondere ergibt sich bei den fol-
genden Aufgaben Mehraufwand: Erstellung von Lastenheften, Informationsaustausch mit
Fachverantwortlichen, Dokumentation von Geschaftsprozessen, Abstimmung mit beauf-
tragten Dienstleistern, Prufung von Pflichtenheften zu extern erstellten Werks- und Dienst-
leistungen, Erstellung von Testkonzepten, Auswertung von Testdaten.

Bezlglich der Umsetzung des Smart-elD-Gesetzes wird geschatzt, dass sich durch die Nut-
zung der Smart elD die Anzahl der Antrage tUber OLAF um 50 Prozent erhéhen wird. Im
Jahr 2021 gab es rund 208 000 Antrage uber OLAF, sodass von rund 104 000 zusétzlichen
Antrégen durch die Gesetzesédnderung ausgegangen wird. Wahrend der in 2022 laufenden
Projektphase entsteht kein personeller Mehraufwand. Allerdings entstehen einmalige IT-
Kosten in Hohe von 75 000 Euro. Fir die Betriebsphase ergibt sich ein personeller Mehr-
aufwand von rund 207 000 Euro pro Jahr. Dies entspricht 1,0 Arbeitskraften des gehobenen
Dienstes und 2,0 Arbeitskraften des mittleren Dienstes. Der Mehraufwand in der Betriebs-
phase ergibt sich im Fachbereich aufgrund der erhéhten Anzahl der Gber OLAF gestellten
Antrage. Der Mehraufwand ergibt sich primar bei der formalen Antragsprifung inklusive der
Prifung der Gebihrenbefreiung.

Themeniibergreifend entsteht aufgrund von Unterstiitzungsleistungen in der IT-Abteilung
sowie Querschnittsaufgaben weiterer personeller Mehraufwand fur das BfJ. Fir die in 2022
laufende Projektphase ergibt sich ein personeller Mehraufwand von rund 408 000 Euro.
Dies entspricht 1,5 Arbeitskraften des hoheren Dienstes und 3,0 Arbeitskréaften des geho-
benen Dienstes. Fur die Betriebsphase ergibt sich ein personeller Mehraufwand von rund
585 000 Euro pro Jahr. Dies entspricht 3,0 Arbeitskraften des héheren Dienstes und 3,0
Arbeitskraften des gehobenen Dienstes. Der Mehraufwand ergibt sich primér im Bereich
Testmanagement und hier insbesondere bei den folgenden Aufgaben: Erstellen von Test-
konzepten, Vorbereitung und Nachbereitung von Tests, Wissensaustausch mit fachlichen
und technischen Ansprechpartnern. Das Testmanagement ist besonders aufwandig, da Ab-
stimmungen auf européischer Ebene und mit europaischen Partnern sowie den nationalen
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Sicherheitsbehérden erforderlich werden. Wegen der hohen Qualitats- und Sicherheitsan-
forderungen muissen konzeptionell neue Testszenarien entwickelt und im europaischen
Rahmen durchgefiihrt werden. Aufgrund der Komplexitat der Anforderungen muss eine voll-
standige Testautomatisierung etabliert werden, insbesondere im Kontext der Schnittstellen
mussen Regressionstests konzeptioniert und erstellt werden. Dartiber hinaus muss die Gre-
mienarbeit auf europaischer Ebene unterstitzt sowie eine fortlaufende Koordination mit der
Europaischen Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-Grof3systemen im Bereich Frei-
heit, Sicherheit und Recht (eu-LISA), die auf der Ebene der Europaischen Union mit der
Errichtung und Verwaltung von ECRIS-TCN beauftragt wurde, aufgebaut und im laufenden
Betrieb unterhalten werden. Diese Téatigkeiten im Testmanagement bewegen sich auf ei-
nem sehr anspruchsvollen Niveau und erfordern daher ein abgeschlossenes Hochschul-
studium.

Insgesamt ergibt sich damit fir das BfJ in der Projektphase ein personeller Mehraufwand
von rund 679 000 Euro. Dies entspricht 1,5 Arbeitskraften des héheren Dienstes und 6,5
Arbeitskraften des gehobenen Dienstes. Hinzu kommt in der Projektphase ein einmaliger
Sachaufwand von 75 000 Euro. Ab dem ersten Jahr der Betriebsphase ergibt sich insge-
samt ein personeller Mehraufwand von rund 1 434 000 Euro pro Jahr. Dies entspricht 3,0
Arbeitskraften des héheren Dienstes, 10,0 Arbeitskraften des gehobenen Dienstes und 4,5
Arbeitskraften des mittleren Dienstes. Ab dem flinften Jahr der Betriebsphase ergibt sich
insgesamt ein personeller Mehraufwand von rund 1 595 000 Euro pro Jahr. Dies entspricht
3,0 Arbeitskraften des hoheren Dienstes, 10,5 Arbeitskréften des gehobenen Dienstes und
7,0 Arbeitskraften des mittleren Dienstes.

In der folgenden Ubersicht wird der Personalaufwand fiir das BfJ zusammenfassend dar-
gestellt:

Personalaufwand fiuir das BfJ

Vorgabe/Prozess AK Zeitauf- | Lohnkos- | Personalaufwand in

wand ten pro T€

(pro Std.

Jahr) in

Std.

Projektphase in 2022
0zG 35 5820 46,50 271
Smart-elD - - - -
Flagging - - - -
Themenubergreifender Aufwand 15 2503 70,50 408
3,0 4989 46,50

Erfullungsaufwand Projektphase 679

Betriebsphase (jahrlich)

OZG ab 1. Jahr 3,5 6 265 46,50 369

15 2289 33,80

OZG ab 5. Jahr 4,0 6 514 46,50 530
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4,0 6 725 33,80

Smart-elD 1 2156 46,50 207
2 3150 33,80

Flagging 2,5 4139 46,50 250
1,0 1689 33,80

Themenubergreifender Aufwand 3,0 5 006 70,50 585
3,0 4989 46,50

Erfallungsaufwand Betriebsphase ab 1. Jahr 1434

Erfallungsaufwand Betriebsphase ab 5. Jahr 1595

Hinsichtlich der Anpassung des BZRG an Teil lll des Handels- und Kooperationsabkom-
mens zwischen der Européischen Union und dem Vereinigten Konigreich entsteht dem BfJ
kein Erfullungsaufwand. Auch die Anderungen zur Entfernungsfrist fur Schuldunfahigkeits-
vermerke sowie die Schaffung einer Zweckbindung fir die Daten des erweiterten Flihrungs-
zeugnisses fuhren zu keinem Erfiillungsaufwand fur das BfJ.

Bei den Landern sind seitens der Justiz technische Anpassungen der staatsanwaltlichen
Fachverbundverfahren MESTA und web.sta zur Umsetzung des Flaggings erforderlich.
Von der technischen Umsetzung in den beiden Verbundsystemen sind alle Lander erfasst.
Fur die entsprechenden Anpassungen féllt fir MESTA ein einmaliger Sachaufwand in Héhe
von rund 38 000 Euro und fur web.sta in Hohe von rund 30 000 Euro an.

Eine abschlieRende Ermittlung des Erflllungsaufwands kann seitens der Lander derzeit
nicht vorgenommen werden. Insbesondere der Personalaufwand ist abhangig von der tech-
nischen Umsetzung und den praktischen Verfahrensablaufen, Gber welche von den Lan-
dern bislang nicht abschlieRend entschieden worden ist. Die Lander gehen davon aus, dass
die Prifung, ob die Voraussetzungen fir das Flagging im Einzelfall vorliegen, zu Mehrauf-
wand fuhren kann. Im Regelfall sollte die Mitteilung zum Flagging uber die Fachverfahren
weitestgehend automatisiert erfolgen. Fir bestimmte Fallkonstellationen rechnen die Lan-
der jedoch damit, dass die Urteilsgriinde sowie gegebenenfalls weitere Aktenteile ausge-
wertet werden und mit dem Straftatenkatalog abgeglichen werden missen.

Vor diesem Hintergrund und aufgrund der insgesamt noch unzureichenden Datenlage hat
die Bundesregierung eine Grobschatzung des fir die Lander entstehenden Erfullungsauf-
wands vorgenommen. Als Fallzahl wird die vom BfJ geschatzte Zahl der Verurteilungen,
bei denen die Straftaten zu einer der im Anhang zur Verordnung (EU) 2018/1240 genann-
ten Deliktsgruppen gehdren, zugrunde gelegt (168 933 Verurteilungen). Als durchschnittli-
che Bearbeitungszeit werden aufgrund der weitgehenden Automatisierung fiinf Minuten pro
Fall angenommen. Mit Blick auf die den Landern eingerdumte Flexibilitat hinsichtlich der
Ausgestaltung der konkreten Umsetzungsprozesse wird der Durchschnittsbetrag fur die
Lohnkosten in Hohe von 43,80 Euro pro Stunde zugrunde gelegt. Dies ergibt einen Perso-
nalaufwand von rund 617 000 Euro pro Jahr und einen Zeitaufwand von rund 845 000 Mi-
nuten. Bei 1 680 Arbeitsstunden pro Jahr entspricht dies insgesamt rund 8,5 Arbeitskraften.

Hinsichtlich der Anderung von § 17 Absatz 1 BZRG entsteht fiir die technische Anpassung
von web.sta ein weiterer einmaliger Sachaufwand in Hohe von rund 20 000 Euro.
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5. Weitere Kosten

Durch die Einfuhrung der Smart-elD wird mit Mehreinnahmen fiir das BfJ gerechnet. Basis-
wert sind auch hier rund 104 000 zusatzliche Antrage pro Jahr aufgrund der Anpassung
von 8 30c BZRG und 8§ 150e GewO in Umsetzung des Gesetzes zur Einfuhrung eines elekt-
ronischen ldentitatsnachweises. Diese Fallzahl wird bereinigt um rund 6 500 gebiihrenbe-
freite Antrége. Es wird dabei von einer Verlagerung der Antrdge von den kommunalen Be-
horden auf das BfJ ausgegangen. Damit ist nicht die gesamte Geblhr von 13 Euro pro
Antrag zu beriicksichtigen, sondern nur der Gebtihrenanteil von 5,20 Euro pro Antrag, der
sonst nach § 30 Absatz 2 Satz 4 BZRG bei der Kommune vereinnahmt wird. Damit ergeben
sich Mehreinnahmen beim BfJ in Hohe von 507 000 Euro pro Jahr sowie entsprechende
Mindereinnahmen der Kommunen.

Auch bei der Umsetzung des OZG-Gesetzes ergeben sich Mehreinnahmen fur das BfJ.
Basiswert sind auch hier 715 000 Antrage auf Erteilung eines Behérdenfihrungszeugnis-
ses pro Jahr. Es wird angenommen, dass ab dem ersten Jahr der Betriebsphase 10 Prozent
und ab dem flinften Jahr der Betriebsphase 30 Prozent davon lber das Nutzerkonto Bund
beantragt werden. Diese Fallzahlen werden jeweils bereinigt um rund 4 700 beziehungs-
weise 14 000 gebihrenbefreite Antrage. Auch hier wird von einer Verlagerung der Antrége
von den kommunalen Behérden auf das BfJ ausgegangen, sodass nur der Gebihrenanteil
von 5,20 Euro pro Antrag bertcksichtigt wird. Im ersten Jahr ist daher beim BfJ mit Mehr-
einnahmen von rund 347 000 Euro und ab dem fiuinften Jahr von 1 043 000 Euro sowie mit
entsprechenden Mindereinnahmen der Kommunen zu rechnen.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen werden keine Auswirkungen fir Verbraucherinnen und Verbraucher ha-
ben. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer oder demographischer Bedeutung sind
nicht ersichtlich. Die Regelungen sind inhaltlich geschlechtsneutral und betreffen Frauen
und Manner in gleicher Weise.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist aufgrund der unmittelbar geltenden Verordnung (EU) 2019/816 sowie
des Handels- und Kooperationsabkommens, die selbst keine Befristung vorsehen, nicht
angezeigt.

Soweit mit diesem Entwurf die Durchfuhrung der Verordnung (EU) 2019/816 zum Ab-
schluss gebracht wird, sollen die nationalen Auswirkungen dieser Verordnung einheitlich
und zusammenhangend betrachtet werden. Auf der Ebene der Europaischen Kommission
sieht Artikel 36 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2019/816 vor, dass vier Jahre nach der In-
betriebnahme des ECRIS-TCN und danach alle vier Jahre eine Gesamtbewertung des
ECRIS-TCN und der ECRIS-Referenzimplementierung vorgenommen wird. Nach dem Ge-
setz zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vor-
schriften vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3420) sollen die nationalen Auswirkungen der
MafRnahmen, die aufgrund der Verordnung (EU) 2019/816 getroffen wurden, betrachtet und
die Feststellungen in den nationalen Beitrag zu dem Gesamtbewertungsbericht der Kom-
mission einflieRen. Hierin werden auch die Auswirkungen des Flaggings einbezogen.

Eine Evaluierung ist fur alle wesentlichen Regelungsvorhaben nach MalRRgabe der vom
Staatssekretarsausschuss Burokratieabbau am 23. Januar 2013 beschlossenen Leitlinien
vorzusehen. Als wesentlich gelten danach Regelungsentwirfe, bei denen ein jahrlicher Er-
fullungsaufwand von mindestens 1 Million Euro Sachkosten oder 100 000 Stunden Auf-
wand fir Birgerinnen und Burger oder 1 Million Euro fir die Wirtschaft oder fur die Verwal-
tung zu erwarten ist. Diese Schwellenwerte werden mit dem vorliegenden Entwurf, wenn
der Aufwand fiir die Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 nebst Overhead unbe-
riicksichtigt bleibt, nicht erreicht. Dieses Gesetz wird im Ubrigen spatestens vier Jahre nach
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dem Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die Bundesregierung in fachlich geeigneter Weise
prufen, ob und inwieweit die beabsichtigten Wirkungen in Bezug auf den breiteren Zugang
zu elektronischen Antragsmaoglichkeiten und den Datenschutz erreicht worden sind. Die
Evaluierung wird die Frage nach unbeabsichtigten Nebenwirkungen sowie nach der Akzep-
tanz und Praktikabilitdt der Regelungen einschliel3en.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Bundeszentralregistergesetzes)

Zu Nummer 1

Gemal 8§ 9 der Geschéftsordnung der Bundesregierung hat der Bundeskanzler mit Orga-
nisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5176) angeordnet, dass das vormalige
Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz die Bezeichnung ,Bundesminis-
terium der Justiz* erhalt. Durch die Anpassung in § 1 Absatz 2 BZRG wird die geanderte
Behdrdenbezeichnung in das Gesetz Gibernommen.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine rechtsformliche Anpassung der Fundstelle der in 8 5 Absatz 1
Nummer 8 genannten Verordnung (EU) 2019/816 aufgrund ihrer letzten Anderung durch
die Verordnung (EU) 2021/1151.

Zu Nummer 3

Wird die Vollstreckung einer Strafe, eines Strafrests oder einer Unterbringung in einer Ent-
ziehungsanstalt nach § 35 BtMG zurlickgestellt, gibt es nach Ablauf des Enddatums der
Zurlckstellung vier verschiedene Moglichkeiten des weiteren Vollstreckungsablaufs:

— Die Zuriuckstellung wird verlangert. Die Mitteilung der Verlangerung der Zurtickstellung
zum Bundeszentralregister ist in § 17 Absatz 1 Satz 3 1. Alternative BZRG vorgese-
hen.

— Die Zurickstellung wird widerrufen. Die Mitteilung des Widerrufs der Zuriickstellung
zum Bundeszentralregister ist in § 17 Absatz 1 Satz 3 2. Alternative BZRG vorgese-
hen.

— Der Strafrest wird nach § 36 BtMG oder die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt
nach § 67d Absatz 2 Satz 1 des Strafgesetzbuches (StGB) zur Bewahrung ausgesetzt.
Die Mitteilung der Aussetzung zur Bewéhrung ist fur Freiheitsstrafen und Mal3regeln
der Besserung und Sicherung in § 12 Absatz 1 Nummer 1 BZRG und flir Jugendstrafen
in 8 13 Absatz 1 Nummer 1 BZRG vorgesehen.

—  Die Zurtckstellung wird nicht verlangert und auch nicht widerrufen. In diesem Fall muss
die verurteilte Person die Therapieeinrichtung verlassen und den Vollzug der Rest-
strafe antreten. Wenn die verurteilte Person neben einer Freiheitsstrafe zu einer Un-
terbringung in einer Entziehungsanstalt nach § 64 StGB verurteilt wurde und kein Vor-
wegvollzug der Strafe oder eines Teils der Strafe (siehe § 67 Absatz 2 StGB) bestimmt
wurde und die Zurtckstellung vor Vollstreckung der Unterbringung erfolgte, muss die
Person ihre Unterbringung in einer Entziehungsanstalt antreten. Eine Mitteilung zum
Bundeszentralregister dariber, dass die Vollstreckung der Strafe oder die Unterbrin-
gung in einer Entziehungsanstalt ohne Widerruf der Zurtickstellung begonnen oder fort-
gesetzt wird, ist bisher nicht im BZRG vorgesehen. Es liegt insofern eine Informations-
licke vor. Zwar lasst die Auskunft aus dem Bundeszentralregister erkennen, dass das
Datum der Zuriickstellung abgelaufen ist. Bislang kann jedoch lediglich vermutet wer-
den, dass dann offenbar die Vollstreckung fortgesetzt worden ist. Tatséachlich kénnte
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es aber auch sein, dass die Zurtckstellung verlangert (oder widerrufen) beziehungs-
weise der Strafrest zur Bewdhrung ausgesetzt worden ist, diese Entscheidung aber
noch nicht im Bundeszentralregister eingetragen ist.

In vielen Fallen sind gegen eine Person zugleich mehrere Strafen zu vollstrecken; die Voll-
streckungsbehoérden missen im Rahmen des Zurlckstellungsverfahrens eng miteinander
kooperieren, da eine Zurtickstellung nur dann Sinn ergibt, wenn sie gleichzeitig fur alle zu
vollstreckenden Strafen erfolgt. In diesem Verfahren ist es fur die Entscheidung besonders
wichtig, den aktuellen Stand der Vollstreckung in anderen Strafverfahren aus der Register-
auskunft ersehen zu kénnen. Daher sollte die Tatsache, dass die Vollstreckung ohne Wi-
derruf der Zuriickstellung begonnen oder fortgesetzt wird, im Bundeszentralregister einge-
tragen werden.

Zu Nummer 4

Hinsichtlich der Anderung der Behordenbezeichnung in § 25 Absatz 2 Satz 2 BZRG wird
auf die Begriindung zur Anderung des § 1 Absatz 2 BZRG (Artikel 1 Nummer 1) Bezug ge-
nommen.

Zu Nummer 5

Mit Artikel 4 des Gesetzes zur Bekdmpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder vom
16. Juni 2021 (BGBI. | S. 1810) sind die Fristenregelungen zum erweiterten Filhrungszeug-
nis erheblich ausgeweitet worden. So betragt unter anderem die Aufnahmefrist fur Verur-
teilungen in erweiterte Fiihrungszeugnisse kunftig mindestens zehn Jahre. Damit bekommt
das erweiterte Fuhrungszeugnis durch die erheblichen Verlangerungen der Fristen eine
groRere Bedeutung, starkere Aussagekraft und datenschutzrechtliche Eingriffsintensitét.
Die Anderungen des BZRG treten am 1. Juli 2022 in Kraft. Vor diesem Hintergrund bedarf
es einer Verbesserung des bereichsspezifischen Datenschutzes. Dazu wird dem § 30a
BZRG ein neuer Absatz 3 angefligt. Er sieht zunachst eine ausdrtckliche Zweckbindung
vor. Somit soll im Gesetz klar zum Ausdruck gebracht werden, dass das erweiterte Fih-
rungszeugnis nur fir den Zweck verwendet werden darf, fir den es erteilt worden ist. Da-
neben ist bislang nur fir Behdrdenfliihrungszeugnisse eine besondere Vertraulichkeit ange-
ordnet (siehe § 44 BZRG). Diese Vertraulichkeit ist jedoch auch im Umgang mit dem erwei-
terten FUhrungszeugnis geboten. Zur Vervollstandigung und im Interesse der Rechtsklar-
heit soll auch zentral im BZRG eine entsprechende Loschungsregelung aufgenommen wer-
den. Danach sind die Daten aus einem erweiterten Fiihrungszeugnis nach Ablauf bestimm-
ter Fristen zu ldschen, wenn sich der Zweck, der zu der Erteilung gefiihrt hat, erledigt hat.

Mit diesen bereichsspezifischen Regelungen im BZRG wird dem Umstand Rechnung ge-
tragen, dass die im erweiterten Flhrungszeugnis genannten Daten besonders sensibel
sind. Daher sieht Artikel 10 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) fur die Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten
auch besondere Vorgaben vor. Ohnehin sind fur die weitere Verarbeitung der im erweiterten
Fuhrungszeugnis enthaltenen personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit Beschéaf-
tigungsverhaltnissen — abgesehen von bereichsspezifischen Regelungen wie in 8 72a Ab-
satz 5 SGB VIl —regelmalRig die Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) mal3-
geblich. Demnach ist nach § 26 BDSG die Verarbeitung personenbezogener Daten fir
Zwecke des Beschéftigungsverhaltnisses zulédssig, wenn dies unter anderem fir die Ent-
scheidung Uber die Begrindung eines Beschéftigungsverhaltnisses erforderlich ist. Hin-
sichtlich der Vertraulichkeit hat die verantwortliche Person zudem nach 8§ 26 Absatz 5
BDSG geeignete MalRnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung der (ohnehin unmittelbar
geltenden) datenschutzrechtlichen Grundsétze nach Artikel 5 DSGVO sicherzustellen, die
ihrerseits auch den Schutz personenbezogener Daten vor unbefugter oder unrechtmaRiger
Verarbeitung voraussetzen (Grundsatz der "Integritdt und Vertraulichkeit"). Gleichwohl ist
eine ausdrickliche Zweckbindung, Vertraulichkeitsanordnung und Ldschungsregelung im
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§ 30a BZRG geeignet, fir Rechtsklarheit zu sorgen. Damit werden bereichsspezifische Vor-
schriften wie 8§ 72a Absatz 5 SGB VIII oder § 44 Absatz 3 des Asylgesetzes, die jeweils
einen entsprechenden ausdriicklichen Passus enthalten, zentral erganzt. Unberihrt bleiben
zudem solche Vorschriften und die Verfahren zum Vollzug dieser Vorschriften, die wie zum
Beispiel § 158a Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Einsichtnahme in ein bereits
vorliegendes erweitertes Fuhrungszeugnis regeln.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

8§ 30b BZRG regelt den Inhalt des Européischen Fuhrungszeugnisses. In dieses werden fur
Unionsburgerinnen und -blrger, zusatzlich zu den ohnehin in ein Flihrungszeugnis aufzu-
nehmenden Entscheidungen, die mitgeteilten Eintragungen aus den Strafregistern der EU-
Mitgliedstaaten aufgenommen. Artikel 648 Absatz 2 des Handels- und Kooperationsab-
kommens sieht nunmehr die wechselseitige Aufnahme von gespeicherten Eintragungen in
Fuhrungszeugnisse des Rechtsraumes der Europaischen Union sowie des Vereinigten Ko-
nigreiches vor. Um die verpflichtende Aufnahme von Eintragungen auch aus dem Strafre-
gister des Drittstaates, hier des Vereinigten Konigreichs, zu regeln, wird ein Absatz 1a ein-
gefuigt. Damit wird der Regelungsinhalt von Absatz 1, der bislang nur die Mitteilung von
Verurteilungen aus Strafregistern anderer EU-Mitgliedstaaten regelt, auf das Vereinigte Ko-
nigreich als Drittstaat tUbertragen. Fir eine einfachere Formulierung der weiteren Rechts-
anderungen wird eine Legaldefinition des sogenannten Partnerstaates eingefihrt. Partner-
staat ist danach fur die Zwecke der Strafregistervernetzung ein Drittstaat, mit dem die Eu-
ropaische Union in einem Abkommen den elektronischen Austausch von Strafregisterinfor-
mationen vereinbart hat.

Der neue Absatz la tragt auch den Besonderheiten der Auskiinfte zur Beantwortung von
Ersuchen betreffend die Einstellung von Personen fur berufliche oder organisierte freiwillige
Tatigkeiten, bei denen es zu direkten und regelméaRigen Kontakten mit Kindern kommt,
nach Artikel 649 Absatz 3 des Handels- und Kooperationsabkommens Rechnung. Nach
dieser Regelung mussen bestimmte kinder- und jugendschutzrelevante Eintragungen stets
in die Mitteilungen auf Auskunftsersuchen aufgenommen werden. Die Regelung ist so aus-
zulegen, dass fur die bestehenden Auskunftsformen (unbeschrankte Auskinfte, Fiihrungs-
zeugnisse) im Interesse des Kinder- und Jugendschutzes der Umfang der Auskunftsertei-
lung geregelt werden soll. Hingegen kann der Regelung nicht entnommen werden, dass sie
auch die Erteilungsvoraussetzungen bestimmen soll. Schliel3lich legt Artikel 10 Absatz 3
der Richtlinie 2011/93/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember
2011 zur Bekampfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kin-
dern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/J1
des Rates (ABI. L 335 vom 17.12.2011, S. 1), der fur die EU-Mitgliedstaaten gilt, fest, dass
eine Anforderung von Strafregisterinformationen nur mit Zustimmung der betroffenen Per-
son erfolgen darf. Dieses Zustimmungserfordernis ist in Artikel 649 Absatz 3 des Handels-
und Kooperationsabkommens jedoch nicht ausdriicklich aufgenommen worden. Wirde
sich daraus eine Absenkung der Erteilungsvoraussetzungen ergeben, hétte dies zur Folge,
dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber (zum Beispiel ein Kindergarten oder eine Schule)
ohne das Einverstandnis der betroffenen Person um Auskunft ersuchen kdnnte und somit
das Vereinigte Konigreich eine Auskunft erhielte, die kein anderer EU-Mitgliedstaat ohne
die Zustimmung der betroffenen Person erlangen kénnte. Ein gesonderter Anpassungsbe-
darf besteht daher zu dieser Regelung des Handels- und Kooperationsabkommens nicht.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanpassung des 8§ 30b Absatz 3 BZRG an die Einfigung des
§ 30b Absatz 1a BZRG-neu. § 30b Absatz 3 BZRG regelt das Verfahren zur Ermittlung der
Verurteilungen von Drittstaatsangehoérigen. Dafir ist nach seiner Errichtung in erster Linie
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ECRIS-TCN zu nutzen. Werden auf diese Weise Mitgliedstaaten ermittelt, in denen Verur-
teilungen gespeichert sind, schlief3t sich ein Auskunftsersuchen tber ECRIS an. Weil sich
Auskunftsersuchen fir Drittstaatsangehdrige jedoch nicht mehr nur an andere EU-Mitglied-
staaten richten kbnnen, sondern auch an einen Drittstaat, soweit dieser der Legaldefinition
nach Absatz 1a unterfallt, bedarf es einer Anpassung des § 30b Absatz 3 BZRG. Im Ubri-
gen kann der Wortlaut der Vorschrift kiirzer gefasst werden, weil mit dem Gesetz zur Durch-
fuhrung der Verordnung (EU) 2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vorschriften eine Le-
galdefinition fir ECRIS-TCN, eingefiihrt worden ist (vgl. 8§ 58a BZRG). Diese Legaldefinition
wird am 1. Oktober 2022 in Kraft treten.

Zu Buchstabe ¢

8§ 30b Absatz 4 Satz 2 BZRG regelt die Verfahrensweise, wenn der ersuchte EU-Mitglied-
staat keine Auskunft aus seinem Strafregister fiir die Aufnahme in ein Fihrungszeugnis
erteilt hat. Dies kann an der generellen Nichterteilung aufgrund des innerstaatlichen Rechts
oder an sonstigen Hinderungsgriinden liegen. In der Folge wird im Européischen Fihrungs-
zeugnis darauf hingewiesen, dass der EU-Mitgliedstaat keine Auskunft aus seinem Strafre-
gister erteilt hat. Diese Situation kann auch in Bezug auf einen Drittstaat eintreten, mit dem
die Europaische Union den Austausch von Strafregisterinformationen vereinbart hat, so-
dass die Regelung entsprechend zu erweitern ist.

Zu Nummer 7

Seit dem 1. September 2014 besteht als birgerfreundliche Anwendung nach § 30c BZRG
die Moglichkeit, den Antrag auf Erteilung eines Fiihrungszeugnisses auch tber das Internet
unter Nutzung des elektronischen ldentitatsnachweises (elD-Funktion) des Personalaus-
weises, der elD-Karte sowie des elektronischen Aufenthaltstitels unmittelbar bei der Regis-
terbehorde, dem BfJ, zu stellen. Die elektronische Antragstellung gilt sowohl fir einfache
Fuhrungszeugnisse als auch fur die erweiterten Fihrungszeugnisse und unabhangig vom
Wohn- und Aufenthaltsort von Antragstellenden im In- oder Ausland. Durch rechtliche und
technische Entwicklungen haben sich seit der Einfuhrung der elektronischen Antragstellung
die Rahmenbedingungen geandert, sodass es der Anpassung des § 30c BZRG bedarf.

Zu Buchstabe a

Das OZG verpflichtet Bund und L&nder, ihre Verwaltungsleistungen bis Ende des Jahres
2022 auch elektronisch tUber Verwaltungsportale anzubieten (8 1 Absatz 1 OZG). Verwal-
tungsleistung im Sinne des OZG bezeichnet die elektronische Abwicklung von Verwaltungs-
verfahren und die dazu erforderliche elektronische Information der und Kommunikation mit
den Nutzenden uber allgemein zugangliche Netze (8 2 Absatz 3 OZG). Bund und Lander
sollen zu diesem Zweck Nutzerkonten fir Birgerinnen und Bilrger sowie Unternehmen be-
reitstellen, Uber die diese sich fur die im Portalverbund verfligbaren elektronischen Verwal-
tungsleistungen einheitlich authentifizieren kénnen (8 3 Absatz 2 OZG). Dabei stellt der
Portalverbund sicher, dass Nutzerinnen und Nutzer tUber alle Verwaltungsportale von Bund
und Landern einen barriere- und medienbruchfreien Zugang zu elektronischen Verwal-
tungsleistungen dieser Verwaltungstrager erhalten. Das Fuhrungszeugnis stellt eine soge-
nannte Justizverwaltungsleistung dar, fur deren Kontrolle der Rechtsweg zu den ordentli-
chen Gerichten ertffnet ist. Damit ist es keine Verwaltungsleistung im Sinne des § 2 Ab-
satz 3 OZG; eine Pflicht zur Digitalisierung nach dem OZG besteht nicht. Gleichwohl ist
eine Einbindung der bereits heute bestehenden elektronischen Antragstellung auf Erteilung
eines Fuhrungszeugnisses in das elektronische Verwaltungsverfahren nach dem OZG aus
Nutzendensicht wiinschenswert, da das Fuhrungszeugnis, in der Form eines Behérdenfih-
rungszeugnisses, fur viele nach dem OZG zu digitalisierende Verwaltungsleistungen eine
wichtige Voraussetzung darstellt. Das Fuhrungszeugnis gehort zu den funf wichtigsten
Nachweisen im OZG-Kontext. Daher soll das Behdrdenfiihrungszeugnis in die OZG-Um-
setzung implementiert werden. Ziel ist es, die Beantragung eines Flhrungszeugnisses zur
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Vorlage bei einer Behorde fiir die antragstellende nattrliche Person maR3geblich zu verein-
fachen und mediale Briche in der Gesamtbeantragung weitestgehend zu reduzieren. Die
Implementierung erfolgt dabei tber ein Realisierungsprojekt, mit dessen Hilfe die Beantra-
gung des Fihrungszeugnisses beim BfJ mittels der sogenannten Basiskomponente Nach-
weisabruf in den Antragsprozess integriert werden soll. Auf diese Weise werden auch die
Verwaltungen von der Notwendigkeit der Verarbeitung von papierbasierten Flihrungszeug-
nissen entlastet.

Zur Zulassung der Antragstellung Uber das OZG-Nutzerkonto bedarf es einer Erganzung
des 8 30c Absatz 1 BZRG. Dieser sieht bislang vor, dass der Antrag unter Nutzung des im
Internet angebotenen Zugangs unmittelbar bei der Registerbehdrde zu stellen ist, wenn die
Antragstellung abweichend von § 30 Absatz 2 oder Absatz 3 BZRG elektronisch erfolgt. Um
auch die Antragstellung Uber das Nutzerkonto des OZG zuzulassen, wird 8§ 30c Absatz 1
Satz 1 BZRG geéndert. Neben die Moéglichkeit, den Antrag unmittelbar beim BfJ zu stellen,
tritt die Antragstellung tber das Nutzerkonto nach § 3 Absatz 2 Satz 1 OZG. Auch bei der
Antragstellung Uber das Nutzerkonto des OZG darf sich die antragstellende Person nicht
durch Bevollméachtigte vertreten lassen. Handelt sie in gesetzlicher Vertretung, hat sie ihre
Vertretungsmacht nachzuweisen. Die Ubrigen Regelungen zum Erteilungsverfahren fir ein
Behdrdenfiihrungszeugnis bleiben unberihrt. Insbesondere ist sicherzustellen, dass be-
troffene Personen vor der Ubermittlung an die Behorde auf inren Wunsch Einsicht in das
Behordenfiihrungszeugnis nehmen kdnnen.

Zu Buchstabe b

Zum Schutz der besonders sensiblen Registerdaten ist bei der elektronischen Beantragung
von Flhrungszeugnissen stets eine eindeutige Identifizierung der Person, die den Antrag
stellt, unerlasslich. Es muss verhindert werden, dass unbefugte Dritte Kenntnis vom Inhalt
der Eintragungen erhalten, die Uber eine Person im Zentralregister gespeichert sind. § 30c
Absatz 2 Satz 2 BZRG sieht daher vor, dass im Rahmen des elektronischen Identitéatsnach-
weises bestimmte Informationen aus dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsme-
dium des Personalausweises, der elD-Karte oder des elektronischen Aufenthaltstitels an
die Registerbehoérde Ubermittelt werden mussen. Damit orientiert sich die Vorschrift am
Wortlaut von § 18 Absatz 2 PAuswG, der die elD-Funktion regelt. Da bei Nutzung der elD-
Funktion eine ausreichend sichere Identifizierung gewéahrleistet ist, bestehen gegen die
elektronische Antragstellung unter Nutzung dieses Verfahrens keine datenschutzrechtli-
chen Bedenken. Bislang wurde dieser Nachweis unmittelbar aus dem Speicher- und Ver-
arbeitungsmedium des Personalausweises gefiihrt. Mit dem Gesetz zur Einfihrung eines
elektronischen ldentitatsnachweises mit einem mobilen Endgerat wurde § 18 Absatz 2
PAuswG dahingehend geandert, dass der elektronische Identitdtsnachweis nicht nur aus
dem Speicher- und Verarbeitungsmedium des Personalausweises gefihrt werden kann,
sondern auch aus einem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium in einem mo-
bilen Endgerat. Technisch funktioniert das Verfahren wie folgt: Die Daten aus dem Perso-
nalausweis werden — nach Eingabe der sechsstelligen Persdnlichen Identifikationsnummer
(PIN) — auf das mobile Endgerat des Nutzers tbertragen. Sodann vergibt der Nutzer eine
neue sechsstellige PIN zur Nutzung des mobilen Identitatsnachweises. AnschlieBend kann
das Smartphone mit Sicherheitselement wie eine "digitale Kopie" des Personalausweises
genutzt werden, das heil3t die Identifikation fur Dienste mit elD-Funktion erfolgt lediglich mit
dem Smartphone; der Personalausweis ist nicht mehr notwendig.

Diese rechtliche und technische Weiterentwicklung der Identifizierungsverfahren wurde bis-
lang in 8§ 30c Absatz 2 BZRG noch nicht berlcksichtigt. Die Zulassung der Smart-elD fur
die elektronische Antragstellung fir ein Fihrungszeugnis wird die Antragstellung Gber mo-
bile Endgeréate vereinfachen und damit modern und burgerfreundlich weiterentwickeln. Zur
Berticksichtigung der Smart-elD werden daher zwei Anpassungen in § 30c Absatz 2 BZRG
vorgenommen. Zunachst soll das hohe Datenschutzniveau fir die angewendeten Identifi-
zierungssysteme einheitlich und verbindlich vorgeschrieben werden (vergleiche nachfol-
gende Begrindung zu Doppelbuchstabe aa). Zum anderen soll das Auslesen der Daten
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auch aus dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium in einem mobilen End-
gerat zugelassen werden (vergleiche nachfolgende Begriindung zu Doppelbuchstabe bb).

Zu Doppelbuchstabe aa

Fur die ldentifizierung im Rahmen der elektronischen Antragstellung fur ein Filhrungszeug-
nis werden ausschlieBlich solche Verfahren zugelassen, die mit dem Vertrauensniveau
,hoch® im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elektronische Identi-
fizierung und Vertrauensdienste flir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur
Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 73; im Folgenden:
elDAS-Verordnung) notifiziert worden sind. Bislang sind der deutsche Personalausweis und
der elektronische Aufenthaltstitel sowie die elD-Karte entsprechend der elIDAS-Verordnung
mit dem Vertrauensniveau ,hoch® notifiziert. Spatestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes soll auch die Smart-elD notifiziert sein. Ein hohes Sicherheitsniveau kann
mit der Smart-elD unter Verwendung eines sogenannten Secure Elements oder einer fest
eingebauten SIM-Karte (sogenannte eSIM) erreicht werden. Zu beachten ist jedoch, dass
kurzfristig noch nicht zu erwarten ist, dass sdmtliche Gerate tGiber eine entsprechende Tech-
nologie verfiigen. Um dem Wunsch insbesondere auch aus dem parlamentarischen Raum
Rechnung zu tragen, dass die Smart-elD nicht nur fur die neuesten und teuersten Modelle
verfligbar sein soll, wurde die Entscheidung getroffen, dass die Smart-elD auch auf Grund-
lage einer Software-basierten Technologie jedenfalls fiir einen Ubergangszeitraum zur Ver-
figung gestellt werden soll. Diese Technologie erfiillt jedoch nur das Sicherheitsniveau
»Substantiell“, sodass diese Technik fur die Zwecke des § 30c BZRG nicht zugelassen wer-
den kann.

Fur Diensteanbieter, fur die eine Identifizierung auf hohem Sicherheitsniveau zwingend er-
forderlich ist, kann jedoch technisch sichergestellt werden, dass nur Smart-elDs mit einem
Secure Element beziehungsweise einer eSIM zugelassen werden. Wegen des hohen Si-
cherheitsniveaus bei der elektronischen Beantragung des Fihrungszeugnisses ist dies
technisch sicherzustellen, Sofern eine Person mit einer Software-basierten Smart-elD ei-
nen Identifizierungsvorgang startet, wird ihr die Smart-elD nicht als mdgliches Identifizie-
rungsmittel zur Auswahl angeboten und wirde auch am elD-Server abgelehnt werden. Die
Person kann sich jedoch in diesem Fall wie bisher durch Anhalten der Ausweiskarte an das
Smartphone sicher auf hohem Vertrauensniveau online identifizieren. Zwischenzeitlich
wurde beim BfJ der elD-Service umgestellt und ein neuer Parameter eingefiihrt (sogenann-
tes ,Level of Assurance®). Dieser enthdlt fir jede Nutzung des elD-Service das Sicherheits-
niveau des Identifizierungsmittels und wird kiinftig eine Auswertung dieses Parameters vor-
sehen. Hierdurch wird nur noch das Vertrauensniveau ,hoch“ zugelassen. Weiterhin wird
die bereits vorhandene Priufung des Ausweistyps (elD-Type) um die Dokumentenart der
Smart-elD erweitert. So kann die Verwendung der Smart-elD erkannt und fiir die elektroni-
sche Antragstellung akzeptiert werden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Wegen der Zulassung der Smart-elD fir die elektronische Antragstellung muss zusatzlich
noch 8 30c Absatz 2 Satz 2 BZRG dahingehend erweitert werden, dass das Auslesen der
Daten auch aus einem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium in einem mobi-
len Endgerat moglich ist.

Zu Nummer 98
Hinsichtlich der Anderung der Behérdenbezeichnung in § 39 Absatz 3 Satz 2 BZRG wird

auf die Begriindung zur Anderung des § 1 Absatz 2 BZRG (Artikel 1 Nummer 1) Bezug ge-
nommen.
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Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

§ 42 BZRG regelt die Selbstauskunft einer Person aus dem Bundeszentralregister. Damit
wird das Auskunftsrecht nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 gewahr-
leistet. 8 42 Satz 2 BZRG bestimmt die entsprechende Anwendung des § 30 Absatz 1
BZRG flr die Antragsberechtigung und das Antragsverfahren. Mit Artikel 4 Nummer 2 des
Gesetzes zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober
2017 zur Durchfuihrung einer Verstarkten Zusammenarbeit zur Errichtung der Europaischen
Staatsanwaltschaft und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 10. Juli 2020 (BGBI. |
S. 1648) wurde § 42 Satz 2 BZRG um eine entsprechende Anwendung von 8 30b Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 bis 4 BZRG erganzt. Diese Anderungen dienten der Umsetzung von
Artikel 6 Absatz 3 und 3a des Rahmenbeschlusses 2009/315/J1 des Rates vom 26. Februar
2009 Uber die Durchfiihrung und den Inhalt des Austauschs von Informationen aus dem
Strafregister zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 93 vom 7.4.2009, S. 23; im Folgenden:
Rahmenbeschluss ECRIS), zuletzt geandert durch die Richtlinie (EU) 2019/884 (ABI. L 151
vom 7.6.2019, S. 143). Damit sollten in Selbstausklnfte fir Personen, die die Staatsange-
horigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Européaischen Union besitzen, sowie fur Dritt-
staatsangehdrige im Sinne des Artikel 3 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2019/816 nicht
nur Verurteilungen aufgenommen werden, die im Bundeszentralregister gespeichert sind,
sondern auch die Uber die Betroffenen in den Strafregistern anderer Mitgliedstaaten ge-
speicherten Eintragungen. Bei der praktischen Umsetzung zeigten sich dann aber erhebli-
che Schwierigkeiten, weil die meisten Mitgliedstaaten nach ihrem innerstaatlichen Recht
nicht bereit sind, Auskiinfte aus dem jeweiligen Strafregister fur die Zwecke der Selbstaus-
kunftim Sinne des § 42 BZRG zu erteilen. Die Européische Kommission teilte dem entspre-
chend ihre Auslegung von Artikel 6 Absatz 3 und 3a des Rahmenbeschlusses ECRIS in der
Fassung der Richtlinie (EU) 2019/884 mit, nach der sich die Regelung allein auf Strafregis-
terausziige im Sinne von unbeschrankten Auskinften nach § 41 BZRG oder Fihrungs-
zeugnissen, nicht aber auf datenschutzrechtlich veranlasste Selbstauskinfte bezieht. Da-
her wird mit der Streichung der entsprechenden Anwendung von § 30b Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 2 bis 4 BZRG dieser uberwiegenden Haltung in der Europaischen Union Rechnung
getragen und die frihere Rechtslage wiederhergestellt. Méchten sich Betroffene einen um-
fassenden Uberblick tiber die fiir sie gespeicherten Eintragungen im deutschen Bundes-
zentralregister und gegebenenfalls anderen Strafregistern der Europaischen Union ver-
schaffen, miissen sie zum einen die Selbstauskunft nach § 42 BZRG in Bezug auf das
Bundeszentralregister und zum anderen ein vergleichbares Auskunftsersuchen in dem je-
weiligen Mitgliedstaat stellen, in dem Verurteilungen gespeichert sein konnten. Bei Unions-
birgerinnen und -birgern ist ohnehin die zentrale Speicherung im Herkunftsmitgliedstaat
vorgesehen, sodass sie sich zentral dorthin wenden kénnen.

Zu Buchstabe b

§ 42 Satz 3 BZRG ordnet an, dass die Einsichtnahme in die Registerauskunft bei einem
von der Person benannten Amtsgericht erfolgt, wenn sie die Auskunft nicht am Sitz der
Registerbehdrde einsieht. Bislang galt diese Regelung nur dann, wenn die Person ihren
Wohnsitz im Inland hatte. Wohnte die Person hingegen im Ausland, durfte sie nach § 42
Satz 5 BZRG anstelle eines Amtsgerichts eine amtliche Vertretung der Bundesrepublik
Deutschland in dem Land benennen, in dem sie wohnt. Sinn der Vorschrift ist es, auch einer
im Ausland lebenden Person die Méglichkeit zu eréffnen, Einsicht in die Registerauskunft
zu nehmen, ohne dafir in die Bundesrepublik Deutschland reisen zu missen. Die Vorschrift
verliert jedoch in bestimmten Fallkonstellationen an Praktikabilitat, wenn die Zustandigkeit
der amtlichen Vertretung als ausschliel3lich angesehen wird. So gibt es eine grof3e Perso-
nengruppe, die grenznah im Ausland wohnt, aber in Deutschland arbeitet und damit zumeist
deutlich einfacher und unbUrokratischer ein Amtsgericht in der Nahe ihres Arbeitsplatzes
aufsuchen konnte als eine deutsche Auslandsvertretung in ihrem Wohnsitzland. Daher wird
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in § 42 Satz 3 BZRG das Wohnsitzerfordernis im Inland gestrichen, sodass die Mdglichkeit
zur Benennung eines Amtsgerichts grundsatzlich jeder Person zusteht.

Zu Buchstabe c

Ergénzend zu der Streichung in § 42 Satz 3 BZRG wird in § 42 Satz 5 BZRG nunmehr
klargestellt, dass alternativ zu einem Amtsgericht auch eine amtliche Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland benannt werden kann. Dies gilt optional fir solche Personen, die
ihren Wohnsitz auRerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetztes haben.

Zu Nummer 10

Hinsichtlich der Anderung der Behérdenbezeichnung in §8 42a Absatz 1a Satz 1, 49 Ab-
satz 3 Satz 2 und 8§ 55 Absatz 2 Satz 4 BZRG wird auf die Begrindung zur Anderung des
8 1 Absatz 2 BZRG (Artikel 1 Nummer 1) Bezug genommen.

Zu Nummer 11

Nach der Ausnahmeregelung des § 56 Absatz 2 BZRG bedarf es fur die Nichtaufnahme
einer nach § 54 BZRG eingetragenen Verurteilung in das Fihrungszeugnis und fiir die Til-
gung der Eintragung nicht der Erledigung der Vollstreckung. Diese Ausnahmeregelung be-
ruht auf dem Gedanken, dass die Vollstreckungserledigung bei auslandischen Verurteilun-
gen haufig schwer festzustellen ist (vergleiche Tolzmann, Kommentar zum BZRG, 5. Auf-
lage, 8 56 Rn. 17). Da die Entscheidung Uber die Vollstreckbarkeit einer auslandischen Ver-
urteilung im Inland sowie Uber die Bewilligung der Rechtshilfe nach 88 55 Absatz 3 Satz 1,
56 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes Uber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG)
dem Bundeszentralregister mitzuteilen ist und nach 88 55 Absatz 3 Satz 4, 56 Absatz 2
Satz 2 IRG die 88 12 his 16 BZRG entsprechend gelten, wonach etwa auch nachtragliche
Entscheidungen und Gnadenerweise sowie das Erledigungsdatum der Vollstreckung in das
Bundeszentralregister einzutragen sind, besteht bei in der Bundesrepublik Deutschland fur
vollstreckbar erklarten Auslandsverurteilungen kein Grund dafir, diese ebenfalls unter die
Ausnahmeregelung des § 56 Absatz 2 BZRG zu fassen. Im Hinblick auf die Aufnahme einer
in der Bundesrepublik Deutschland fir vollstreckbar erklarten Auslandsverurteilung in eine
unbeschrankte Auskunft ist die Beachtung dieser nachtraglichen Entscheidungen nach
8§ 12 ff. BZRG unentbehrlich. Denn solange die in der fiir vollstreckbar erklarten Auslands-
verurteilung ausgeurteilte Strafe beispielsweise noch zur Bewahrung ausgesetzt ist, muss
die Verurteilung fur die nach 8 41 Absatz 1 BZRG zur unbeschrankten Auskunft besonders
berechtigten Stellen noch aus der Auskunft hervorgehen. Nach der geltenden Rechtslage
sind Eintragungen Uber in der Bundesrepublik Deutschland fir vollstreckbar erklarte Aus-
landsverurteilungen jedoch zu tilgen, auch wenn die Vollstreckung der ausgeurteilten Strafe
oder Maf3regel der Besserung und Sicherung noch nicht erledigt ist. Dadurch kann es vor-
kommen, dass eine unbeschrankte Auskunft erteilt wird, in der die in der Bundesrepublik
Deutschland fiir vollstreckbar erklarte Auslandsverurteilung nicht mitgeteilt wird und die be-
rechtigte Stelle von dieser erst Kenntnis erlangt, wenn etwa die Aussetzung der darin aus-
geurteilten Strafe zur Bewahrung widerrufen wird. Insofern wird flr § 56 Absatz 2 BZRG
eine Rickausnahme fur in der Bundesrepublik Deutschland fur vollstreckbar erklarte Aus-
landsverurteilungen aufgenommen, so gilt 8 56 Absatz 2 BZRG kiinftig nicht mehr, soweit
die Verurteilung im Geltungsbereich des BZRG vollstreckt wird.

Zu Nummer 12

Zu Buchstabe a

Mit Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe a des Entwurfs wird die mit Artikel 4 Nummer 2 des Ge-
setzes zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017

zur Durchfuhrung einer Verstarkten Zusammenarbeit zur Errichtung der Europaischen
Staatsanwaltschaft und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 10. Juli 2020 eingefiigte
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Abfrage des Herkunftsstaates im Rahmen der Selbstauskunft nach § 42 BZRG wieder ge-
strichen. Mit Artikel 4 Nummer 3 des genannten Gesetzes wurde zusatzlich 8 57a Absatz 5
Satz 2 BZRG eingefugt. Dieser sollte spiegelbildlich fir Auskunftsersuchen an andere EU-
Mitgliedstaaten in vergleichbaren Fallen Ermachtigungsgrundlage fiir die Erteilung einer
unbeschrankten Auskunft durch das BfJ an die anfragende auslandische Registerbehérde
sein. Wegen der fehlenden praktischen Relevanz soll diese Regelung folgerichtig ebenso
gestrichen werden.

Zu Buchstabe b

§ 57a Absatz 5 Satz 3 BZRG regelt die Erteilungsvoraussetzungen fur erweiterte Fiihrungs-
zeugnisse an andere EU-Mitgliedstaaten. Dazu verweist die Vorschrift vollstandig auf die
Voraussetzungen des § 30a BZRG. Damit wiirde auch fur diese Falle nach § 30a Absatz 2
Satz 1 BZRG die Vorlage einer Bescheinigung des Arbeitsgebers verlangt. Die Vorlage ei-
ner solchen Bescheinigung ist Giber ECRIS allerdings nicht méglich und wird daher auch
nicht praktiziert. Es wird vielmehr davon ausgegangen, dass die Antragsberechtigung vom
anfragenden Staat nach innerstaatlichem Recht geprft worden ist. Klarstellend soll daher
der Verweis von 8§ 57a Absatz 5 Satz 3 BZRG auf 8§ 30a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2
BZRG beschrankt werden.

Zu Nummer 13

Um der weiteren Angleichung durch das Handels- und Kooperationsabkommen zwischen
den EU-Mitgliedstaaten und dem Vereinigten Kénigreich in Bezug auf den Austausch von
Strafregisterinformationen Rechnung zu tragen, regelt 8 57b BZRG-neu die entsprechende
Anwendung des § 56b BZRG und § 57a BZRG. Diese Vorschriften gelten bislang nur fiir
den Austausch von Strafregisterinformationen mit den EU-Mitgliedstaaten. Nach Artikel 647
Absatz 1 des Handels- und Kooperationsabkommens muissen alle mitgeteilten Informatio-
nen durch die jeweilige Registerbehdrde — bei Mitteilungen aus dem Vereinigten Konigreich
an die Bundesrepublik Deutschland also durch das BfJ — gespeichert werden. Dies flihrt
dazu, dass — wie bei ECRIS — Verurteilungen aus dem Vereinigten Konigreich selbst dann
einzutragen sind, wenn diese sonst nicht der Eintragungspflicht unterliegen wiirden. Dies
gilt zum Beispiel, wenn die Tat nach deutschem Recht nur eine Ordnungswidrigkeit dar-
stellt. Fur diese Eintragungen ist fir die Zwecke von ECRIS in § 56b BZRG ein ,Nebenre-
gister® geschaffen worden, aus dem nur sehr eingeschrankt Auskunft erteilt wird. § 56b
BZRG bezieht sich aber nur auf Eintragungen von EU-Mitgliedstaaten und muss daher auch
fur Partnerstaaten im Sinne des 8 30b Absatz 1a BZRG-neu erweitert werden. Den Aus-
tausch von Strafregisterinformationen mit anderen Staaten als EU-Mitgliedstaaten regelt
8§ 57 BZRG. Nach den Vorgaben des Handels- und Kooperationsabkommens ist dieser je-
doch nicht ausreichend, um den Strafnachrichtenaustausch mit dem Vereinigten Kénigreich
abwickeln zu kdnnen. Daher wird § 57a BZRG fur Partnerstaaten im Sinne des 8§ 30b Ab-
satz 1a BZRG-neu fiur entsprechend anwendbar erklart. So kann den Vorgaben des Ab-
kommens zu den Strafnachrichten fiir Doppelstaater, also zum Bespiel fur Personen mit
deutscher und britischer Staatsangehdrigkeit entsprochen werden (vergleiche Artikel 646
Absatz 3 des Handels- und Kooperationsabkommens beziehungsweise 8§ 57a Absatz 1
Satz 2 BZRG). Bei Ersuchen des Vereinigten Kdnigreichs auf Fihrungszeugnisse ist eine
Auskunft an die Zentralbehérde zu erteilen (Artikel 648 Absatz 2 des Handels- und Koope-
rationsabkommens beziehungsweise § 57a Absatz 5 BZRG). Dies gilt insbesondere fir er-
weiterte Flhrungszeugnisse. Artikel 649 Absatz 1 des Handels- und Kooperationsabkom-
mens sieht dafur einen unmittelbaren Geschaftsweg von Zentralbehdrde zu Zentralbehérde
vor, sodass sich die Entsprechung dazu dann in 8 57a Absatz 7 BZRG findet. Soweit Arti-
kel 648 des Handels- und Kooperationsabkommens fur strafrechtliche Zwecke eine Aus-
kunftspflicht und fir nicht-strafrechtliche Zwecke eine Auskunft nur nach MalRgabe des na-
tionalen Rechts vorsieht, wird ersichtlich auf die Regelungen zu ECRIS abgestellt, die im
§ 57a BZRG weitgehend zusammengefasst sind.
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Zu Nummer 14

Mit dem Gesetz zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 sowie zur Anderung wei-
terer Vorschriften wurden die nationalen Voraussetzungen geschaffen, die Verpflichtungen
aus der Verordnung (EU) 2019/816 zu erfullen. Mit der Verordnung (EU) 2021/1151 wurde
die Verordnung (EU) 2019/816 nunmehr geéndert. Dadurch wurde in Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe c der Verordnung (EU) 2019/816 das sogenannte Flagging eingefuhrt. Danach
werden die nationalen Strafregisterbehtrden verpflichtet, die Personendatensatze von
Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen in ECRIS-TCN zu kennzeichnen, wenn die Per-
son in den vergangenen 25 Jahren wegen einer terroristischen Straftat oder in den vergan-
genen 15 Jahren wegen einer anderen im Anhang der Verordnung (EU) 2018/1240 aufge-
fuhrten Straftat verurteilt wurde. Zudem mussen diese Straftaten nach nationalem Recht
mit einer Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehenden MaRnahme im Hochstmal von mindes-
tens drei Jahren geahndet werden kénnen. Dadurch soll bei Abfragen fur die Visaerteilung
oder fur die Erteilung einer Reisegenehmigung fiir eine visafreie Einreise in die Europaische
Union abgelesen werden kénnen, bei welchen Personen mittels einer Strafregisterabfrage
das Vorliegen einer mit der Einreise verbundenen Gefahr flr die éffentliche Sicherheit Uber-
pruft werden soll.

Zu kennzeichnen sind nach dem Anhang der Verordnung (EU) 2018/1240 zum Beispiel ter-
roristische Straftaten, vorsatzliche Tétung, bewaffneter Raub, Rassismus und Sabotage.
Zum Teil erfordert die Einordnung der Verurteilung in die 29 durch die Verord-
nung (EU) 2018/1240 vorgegebenen Kategorien Kenntnisse der objektiven Tatumsténde,
wie zum Beispiel bei der Hehlerei von gestohlenen Kraftfahrzeugen, oder Kenntnisse von
subjektiven Komponenten, etwa ob die Tat aus terroristischen oder rassistischen bezie-
hungsweise fremdenfeindlichen Motiven begangen wurde. Dafir reichen die im Bundes-
zentralregister eingetragenen Daten der strafgerichtlichen Verurteilung nicht aus. Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/816 setzt daher auch nur den auf3eren
Rahmen und ist unmittelbar geltende Rechtsgrundlage fur die Kennzeichnung durch die
nationale Zentralbehorde. Zur Bestimmung der Zentralbehdrde verweist Artikel 3 Num-
mer 5 der Verordnung (EU) 2019/816 dazu auf die nach Artikel 3 Absatz 1 des Rahmenbe-
schlusses ECRIS benannte Behorde. Dies ist fur die Bundesrepublik Deutschland das BfJ,
weil dieses nach § 1 Absatz 1 BZRG das Bundeszentralregister als Registerbehoérde fuhrt.

Im Hinblick darauf, dass der Registerbehdrde die Bestimmung jedoch nicht mdglich ist, ob
ein Datensatz in ECRIS-TCN zu kennzeichnen ist, bedarf es in der Bundesrepublik
Deutschland einer Durchfiihrungsbestimmung. Diese wird mit § 58d BZRG-neu geschaffen.
Mit ihr wird in Absatz 1 der fur die Mitteilung nach § 20 Absatz 1 Satz 1 BZRG zustandigen
Stelle die Pflicht auferlegt, der Registerbehdrde auch zu Gbermitteln, ob eine strafgerichtli-
che Verurteilung als terroristische oder sonstige Straftat im Sinne des Anhangs zur Verord-
nung (EU) 2018/1240 zu kennzeichnen ist. Damit soll die Unterrichtung tber die Kennzeich-
nung mit der Mitteilung Uber eine strafgerichtliche Verurteilung erfolgen, die nach § 20 Ab-
satz 1 Satz 1 BZRG ohnehin vorzunehmen ist. Andere Mitteilungen, insbesondere Miteilun-
gen Uber Entscheidungen von Verwaltungsbehérden und Gerichten nach § 10 BZRG, wer-
den hiervon nicht erfasst. Die Zusammenfassung in einer Mitteilung dient dabei der Verfah-
rensvereinfachung. Die Umsetzung der Vorschrift bleibt im Einzelnen den Landern lUberlas-
sen. Dies gilt insbesondere flr das Verfahren zur Feststellung, ob ein Datensatz Uberhaupt
zu kennzeichnen ist. Die Lander kdnnen zum Beispiel vorsehen, dass diese Feststellung
durch die Einbindung der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren oder durch das Ge-
richt, das im erstinstanzlichen Verfahren oder im Rechtsmittelverfahren entscheidet, vorbe-
reitet wird, um das Verfahren mdoglichst effizient zu gestalten. Die nach § 58d Absatz 1
BZRG-neu vorzunehmende Kennzeichnung dient dabei nur den in der Verord-
nung (EU) 2019/816 geregelten Zwecken. Sie wird daher nicht im Bundeszentralregister
eingetragen, sodass es keiner Erweiterung des nach § 5 BZRG einzutragenden Datenkran-
zes bedarf. Die Kennzeichnung wird daher auch nicht in Fihrungszeugnisse oder unbe-
schrankte Auskiinfte aufgenommen. Da die Verordnung (EU) 2019/816 auch ein umfassen-
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des Auskunftsrecht der betroffenen Person und ein entsprechendes Verfahren vorsieht, be-
darf es aus datenschutzrechtlichen Griinden keiner Beauskunftung im Wege der Selbst-
auskunfte nach § 42 BZRG.

§ 58d Absatz 2 BZRG-neu regelt fir die Registerbehodrde die datenschutzrechtliche Verar-
beitungsbefugnis hinsichtlich der personenbezogenen Daten. Sie sieht unter anderem eine
Ldschungspflicht vor, wenn sich der Zweck der Datenverarbeitung erledigt hat.

Zu Nummer 15

Mit der Anderung wird ein Redaktionsversehen im Gesetz zur Bekampfung sexualisierter
Gewalt gegen Kinder vom 16. Juni 2021 behoben. Mit dem Gesetz wurden neue Straftat-
bestdnde in das Strafgesetzbuch eingefihrt. Dazu gehorte auch § 184l StGB, der das In-
verkehrbringen, den Erwerb und den Besitz von sogenannten Sexpuppen mit kindlichem
Erscheinungsbild unter Strafe stellt. Die Vorschrift ist am 1. Juli 2021 in Kraft getreten. Mit
Artikel 4 Nummer 7 des Gesetzes zur Bekdmpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder
wurde auch die registerrechtliche Ubergangsvorschrift in § 69 Absatz 4 BZRG geéandert.
Damit sollen Verurteilungen wegen einer der dort genannten Straftaten, die vor dem 1. Juli
2022 in das Bundeszentralregister eingetragen wurden, nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes in der ab 1. Juli 2022 geltenden Fassung behandelt werden. Bei der Abfassung die-
ser Anderung wurde versehentlich nicht beriicksichtigt, dass es vor dem Inkrafttreten auch
bereits Verurteilungen nach dem neu geschaffenen Straftatbestand § 1841 StGB geben
koénnte. Diese Verurteilungen wirden dann planwidrig den bisher geltenden Regelungen
fur das erweiterte Fuhrungszeugnis und den bisherigen kirzeren Aufnahmefristen unter-
worfen. Daher sollen im Interesse des umfassenden Kinder- und Jugendschutzes auch
diese Verurteilungen in den Anwendungsbereich des § 69 Absatz 4 BZRG einbezogen wer-
den.

Zu Artikel 2 (Anderung der Gewerbeordnung)
Zu Nummer 1

Hinsichtlich der Anderun_g der Behérdenbezeichnung in 8 150c Absatz 1 Satz 1 GewO wird
auf die Begrindung zur Anderung des 8§ 1 Absatz 2 BZRG (Artikel 1 Nummer 1) Bezug ge-
nommen.

Zu Nummer 2

Mit der Anderung wird § 150e GewO, der die elektronische Antragstellung fiir einen Auszug
aus dem Gewerbezentralregister regelt, inhaltsgleich an die Anderung des § 30c Absatz 1
und Absatz 2 BZRG angeglichen. Damit sollen die Antragstellung Uber das Nutzerkonto
nach dem OZG und die Moglichkeit der Identifizierung mittels einer Smart-elD auch fir die
Antragstellung flir einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister zugelassen werden. Auf
die Begriindung zu den Anderungen in Artikel 1 Nummer 7 wird erganzend Bezug genom-
men.

Zu Nummer 3

Hinsichtlich der Anderung der Behdrdenbezeichnung des vormaligen Bundesministeriums
der Justiz und fur Verbraucherschutz in § 153c Satz 1 GewO wird auf die Begriindung zur
Anderung des § 1 Absatz 2 BZRG (Artikel 1 Nummer 1) Bezug genommen. Mit dem Orga-
nisationserlass des Bundeskanzlers hat auch das vormalige Bundesministerium fir Wirt-
schaft und Energie eine neue Bezeichnung erhalten, die entsprechend anzupassen war.

Zu Artikel 3 (Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch)

§ 72a SGB VIl regelt den Téatigkeitsausschluss einschléagig vorbestrafter Personen in der
Kinder- und Jugendhilfe. Damit wird in besonderer Weise dem Kinder- und Jugendschutz
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vor sexualisierter Gewalt Rechnung getragen. Um den Zweck zu erfillen, sieht die Vor-
schrift unter anderem die regelmaRige Vorlage eines erweiterten Flihrungszeugnisses nach
§ 30a BZRG vor. § 72a Absatz 5 Satz 1 SGB VIl enthalt eine bereichsspezifische Rege-
lung, die dem Datenschutz im Interesse der betroffenen Personen Rechnung tragt. Sie be-
stimmt, welche Daten aus einem erweiterten Fihrungszeugnis von der empfangenden
Stelle erhoben und gespeichert werden dirfen. Hinsichtlich der im erweiterten Fihrungs-
zeugnis enthaltenen Eintragungen beschrénkt diese Vorschrift die Erhebungs- und Spei-
cherbefugnis bisher auf die Katalogstraftaten nach § 72a Absatz 1 Satz 1 SGB VIII. Diese
Regelung kann damit als eine zu weit gehende Einschrankung der Verwertbarkeit von Ein-
tragungen im erweiterten Filhrungszeugnis verstanden werden. Denn erweiterte Flihrungs-
zeugnisse enthalten nicht nur die Katalogstraftaten nach § 72a Absatz 1 Satz 1 SGB VIII,
sondern auch alle Eintragungen, die in ein einfaches Flhrungszeugnis aufgenommen wer-
den. Dies kdnnen unter anderem Vermdgens-, Gewalt- und Betaubungsmitteldelikte sowie
andere schwere Straftaten wie Mord und Totschlag sein. Diese Eintragungen sind je nach
konkreter Verwendung und den konkreten Umstanden des Einzelfalls ebenso geeignet,
ernsthafte Zweifel an der Eignung einer Person fir eine Tatigkeit im Umgang mit Kindern
und Jugendlichen zu begriinden. Daher soll durch eine Einfigung klargestellt werden, dass
neben den Katalogstraftaten nach § 72a Absatz 1 Satz 1 SGB VIII grundsétzlich auch alle
Eintragungen wegen einer anderen Straftat, die die Person als ungeeignet im Umgang mit
Kindern und Jugendlichen erscheinen lasst, erhoben und gespeichert werden dirfen. Durch
weitere redaktionelle Anderungen soll ein Gleichlauf der Formulierung mit dem in Artikel 1
Nummer 6 dieses Entwurfs vorgeschlagenen 8§ 30a Absatz 3 BZRG-neu hergestellt wer-
den. Damit ist keine sachliche Anderung verbunden. Es soll lediglich vermieden werden,
dass es aufgrund des unterschiedlichen Wortlauts zu unterschiedlichen Auslegungen
kommt. Dies betrifft insbesondere die Loschfrist in 8 72a Absatz 5 Satz 5 SGB VIII. Wah-
rend in 8 30a Absatz 3 Satz 4 BZRG-neu auf die ,letztmalige Ausibung der Tatigkeit* Be-
zug genommen wird, wird in § 72a Absatz 5 Satz 5 SGB VIII auf die ,Beendigung einer
solchen Tatigkeit* abgestellt.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt grundsatzlich am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft. Da das OZG Bund
und Lander verpflichtet, ihre Verwaltungsleistungen bis Ende des Jahres 2022 auch elekt-
ronisch Uber Verwaltungsportale anzubieten, sollen insbesondere die Anpassungen zur
Umsetzung des OZG zeitnah in Kraft treten. Die Regelung zum Flagging in § 58d BZRG-
neu soll zeitnah zur Inbetriebnahme von ECRIS-TCN, die voraussichtlich fir Mitte Mai 2023
geplant ist, in Kraft treten. Damit soll den Landern eine ausreichende Umsetzungszeit ein-
geraumt werden. Der Gesetzesteil, durch den eine Anpassung der Datenverarbeitung er-
forderlich wird, tritt erst am ersten Tag des vierten auf die Verkindung folgenden Kalender-
quartals in Kraft. Die Registerbehorde benétigt diese Ubergangszeit zur Umstellung der
automatisierten Datenverarbeitung im Zentralregister. Vor Verkiindung des Gesetzes kann
lediglich mit einem Teil der Arbeiten begonnen werden.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung des Bundeszentralregistergesetzes

(NKR-Nr. 6258)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Regelungsvorhabens mit

folgendem Ergebnis gepriift:

I

Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger
Jahrlicher Zeitaufwand - Entlastung
ab dem 1. Jahr
ab dem 5. Jahr

rund 44.000 Stunden

rund 80.000 Stunden

Wirtschaft

Jahrlicher Erfiillungsaufwand - Entlastung
ab dem 1. Jahr
ab dem 5. Jahr

im Saldo rund - 3.000 Euro
im Saldo rund - 220.000 Mio. Euro

Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfiillungsaufwand
ab dem 1. Jahr
ab dem 5. Jahr
Einmaliger Erfillungsaufwand
Lander
Jahrlicher Erfiillungsaufwand

Einmaliger Erftillungsaufwand

rund 1,4 Mio. Euro
rund 1,6 Mio. Euro
rund 754.000 Euro

mindestens rund 617.000 Euro

mindestens rund 88.000 Euro

Umsetzung von EU-Recht

Uber die Umsetzung von Teilen des
Handels- und Kooperationsabkommens
zwischen der Europdischen Union und dem
Vereinigten Konigreich sowie von EU-
Verordnungen hinaus sollen Bundesgesetze
tir Digitalisierungsvorhaben des Bundes
erttichtigt werden.
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‘One in one out’-Regel Im Sinne der ,One in one out’-Regel der
Bundesregierung  stellt der jdhrliche
Erfullungsaufwand der Wirtschaft in
diesem Regelungsvorhaben ab dem ersten
Jahr ein ,,Out” von rund 3.000 Euro und ab
dem fiinften Jahr ein ,Out” von rund
220.000 Euro dar.

Evaluierung Die EU-Kommission wird fiir das
umzusetzende Unionsrecht nach vier Jahren
eine Gesamtbewertung vornehmen und
hierfiir auf Berichte der Mitgliedstaaten
zurlickgreifen.

Ebenfalls nach vier Jahren wird die
Bundesregierung die Neuregelungen zur
Erttichtigung von Digitalisierungsvorhaben
des Bundes evaluieren.

Ziel: | Erweiterung des Zugangs zur
elektronischen Beantragung von
Fiihrungszeugnissen und Register-
auskiinften

Kriterien/Indikatoren: | Elektronisches Antragsaufkommen

Datengrundlage: | Statistik des Bundesamtes fiir Justiz

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht, jedoch
nicht vollstindig: Mangels Angaben von Linderseite konnte das BMJ] den
Erfullungsaufwand der Verwaltung (Léander) nur grob und liickenhaft abschétzen.

Mit dieser Einschrankung erhebt der Nationale Normenkontrollrat (NKR) im Rahmen
seines gesetzlichen Auftrags keine Einwénde. Dabei erkennt der NKR das Bemiihen des
Ressorts um wenigstens schitzweise Vervollstaindigung der Kostendarstellung
ausdriicklich an.

II Regelungsvorhaben

Das Regelungsvorhaben soll erstens das Bundeszentralregistergesetz (BZRG) bestimmten
europarechtlichen Anforderungen anpassen sowie zweitens das BZRG zusammen mit der
Gewerbeordnung (GewO) fiir Digitalisierungsvorhaben des Bundes sowie fiir einen

weitergehenden Datenschutz erttichtigen.
Europarecht 1 - Strafregistervernetzung mit Grofibritannien

Nach dem sog. BREXIT hat die Européische Union (EU) mit dem Vereinigten Konigreich
(UK) ein Handels- und Kooperationsabkommen geschlossen. Hierin werden auch
Vereinbarungen zur strafrechtlichen Zusammenarbeit sowie zum Austausch von
Strafregisterinformationen getroffen. Insbesondere sollen Standard und technische

Infrastruktur der Strafregistervernetzung in der EU (,European Criminal Record
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Information Service - ECRIS”) fiir den Austausch mit dem UK beibehalten werden. In
Deutschland sind hierzu Anpassungen im Bundeszentralregistergesetz (BZRG)

erforderlich.
Europarecht 2 - Sog. Flagging

Die unmittelbar geltende Verordnung (EU) 2019/816 (ECRIS-TCN) soll den Austausch
von Strafregisterinformationen {iber verurteilte Personen ohne EU-Angehorigkeit

(Drittstaatsangehorige) verbessern. Hierzu ist ein sog. Flagging vorgesehen.

Flagging verpflichtet die Strafregisterbehtrden Personendatensdtze in ECRIS-TCN
besonders zu kennzeichnen, wenn Drittstaatsangehorige in den vorausgegangenen 25
bzw. 15 Jahren wegen einer terroristischen Straftat bzw. einer anderen schweren Straftat
verurteilt worden sind. In Deutschland muss hierzu eine Durchfiihrungsbestimmung in

das BZRG eingefiigt werden.
Digitalisierung 1 - Nutzerkonto fiir Registerauskiinfte

Das  Onlinezugangsgesetz ~ (OZG)  verpflichtet Bund und Léander, die
Verwaltungsleistungen ihrer Behorden bis zum Ende des Jahres 2022 auch elektronisch
tiber Verwaltungsportale anzubieten. Hierzu sollen Biirger (w/m) und Unternehmen

sog. Nutzerkonten einrichten konnen.

Von der OZG-Regelung nicht erfasst sind Auskiinfte aus dem Bundeszentralregister
sowie aus dem Gewerbezentralregister; denn hierbei handelt es sich um
Verwaltungsleistungen der Justiz. Deshalb soll das BZRG so angepasst werden, dass

diese Registerauskiinfte ebenfalls tiber das OZG-Nutzerkonto eingeholt werden kénnen.
Digitalisierung 2 - Identitdtsnachweis durch Smart-eID

Im Anwendungsbereich des OZG konnen Antragsteller ihre Identitit wahlweise tiber
den elektronischen Personalausweis (eID) oder tiber das elektronischen Speicher- und

Verarbeitungsmedium eines mobilen Endgeréts nachweisen (Smart-elD).

Das Regelungsvorhaben soll die Smart-elD jetzt auch in das BZRG einfiihren, sodass z.B.

ein Fithrungszeugnis auf diesem Wege beantragt werden kann.
Datenschutz und Resozialisierung

U.a. Personen, die beruflich regelmifiig Kontakt zu Minderjdhrigen haben, bendtigen
hierfiir ein sog. erweitertes Fithrungszeugnis, auch Verurteilungen z.B. wegen

Sexualstraftaten und Straftaten gegen die personliche Freiheit umfasst.
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Die in einem erweiterten Fithrungszeugnis ausgewiesenen Daten werden kiinftig dadurch
besonders geschiitzt, dass sie durch den Beschiftigungsgeber ausschliefilich zur Priifung
personlicher Eignung verwendet werden diirfen (Zweckbindung), vor dem Zugriff
Unbefugter zu schiitzen (Vertraulichkeitsanordnung) und spétestens sechs Monate nach

Beendigung der Tatigkeit zu 16schen sind (Loschungsregelung).

Schliefilich sollen mit dem Regelungsvorhaben Verbesserungen bei der Resozialisierung
bewirkt werden: Strafverfahren, die mit der Feststellung einer Schuldunfihigkeit des
Téters (w/m) abgeschlossen wurden, sind bisher fiir die Dauer von 20 Jahren im
Strafregister vermerkt, sofern ein Verbrechen Verfahrensgegenstand war. Das BM]J will

die Eintragungsfrist auf 15 Jahre verkiirzen.
III Bewertung

III.1  Erfiilllungsaufwand
Biirgerinnen und Biirger

Biirgerinnen und Biirger konnen ein Fiithrungszeugnis personlich bei der kommunalen
Meldebehorde oder seit 2014 auch online tiber das Bundesamt fiir Justiz (Bf]) beantragen.
Kinftig soll als dritte Moglichkeit das OZG-Nutzerkonto in Kombination mit der Smart-

elD zur Verfiigung stehen.

Aus dieser Neuregelung ergibt sich eine Zeitersparnis, die das BM] wie folgt ermittelt

hat:
Nutzerkonto

Nach Ansdtzen des Statistischen Bundesamtes betrdgt der Zeitaufwand fiir einen
personlich gestellten Antrag 20 Minuten und fiir einen digital tibermittelten Antrag funf

Minuten. Demnach betrigt die Zeitersparnis durch Digitalisierung 15 Minuten.

Im Jahresdurchschnitt beantragen die Biirger (w/m) rund 750.000 Fithrungszeugnisse zur

Vorlage bei einer Behorde, hiervon schon jetzt rund 35.000 online und 715.000 personlich.

Aufgrund von Erfahrungen mit technischen Neuerungen im registerrechtlichen Bereich
geht das Ressort davon aus, dass kiinftig nicht sofort alle Fithrungszeugnisse {iber das
OZG-Nutzerkonto beantragen werden. Vielmehr wird fiir das erste Jahr mit einer Quote
von rund 10 Prozent und bis zum fiinften Jahr mit einer Quote von rund 30 Prozent

gerechnet.
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Bei demnach (715.000 * 0,01 =) 71.500 Antrdgen im Jahr 1 ergibt sich eine Zeitersparnis
von (71.500 * 15 / 60 =) 18.000 Stunden. Im Jahr 5 betrédgt die Zeitersparnis durch das
Nutzerkonto (215.000 * 15 / 60 ~) 54.000 Stunden.

Smart-eID

Biirger (w/m), die ein Behordenfithrungszeugnis online beantragen wollen, miissen
hierzu bisher tiber ein Kartenlesegerit verfiigen. Unter der Annahme, dass u.a. dieser
Umstand bisher zur Zurtickhaltung bei der Online-Beantragung gefiihrt hat, geht das BMJ
davon aus, dass die Einfithrung der Smart eID in das BZRG die Online-Quote zusitzlich
steigern wird. Unabhéngig vom Nutzerkonto rechnet das Ressort mit einer Zunahme der
digital gestellten Antrdge um jdhrlich rund 104.000, sodass sich mit der Smart eID eine
weitere Entlastung um (104.000 * 15 / 60 ~) 26.000 Stunden ergibt.

Insgesamt erwartet das Ressort eine Entlastung der Biirgerinnen und Biirger ab dem

ersten Jahr um rund 44.000 Stunden und ab dem fiinften Jahr um rund 80.000 Stunden.
Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft fuihrt das Regelungsvorhaben zu einer Entlastung bei Auskiinften aus
dem Gewerbezentralregister (GZR-Auskunft) sowie zu einer Belastung aus den neuen
Vorgaben zum erweiterten Fiihrungszeugnis. Per Saldo ergibt sich eine Verringerung des

laufenden Erfiillungsaufwands, die das BM] nachvollziehbar ermittelt und dargestellt hat
Nutzerkonto

Nach Ansédtzen des Statistischen Bundesamtes betrégt der Zeitaufwand fiir eine Auskunft
aus dem Gewerbezentralregister (GZR-Auskunft) derzeit rund 23 Minuten und kiinftig
nur noch rund 15 Minuten. Demnach fiihrt die Offnung des Nutzerkontos fiir die GZR-

Auskunft zu einer Zeitersparnis von 8 Minuten/Fall.

Das BM] geht davon aus, dass Unternehmen fiir eine GZR-Anfrage qualifizierte
Mitarbeiter (Lohnkostensatz 58,40 Euro/Std.) einsetzen, d.h. bisher (58,40 * 23 / 60 ~) 22
Euro/ Anfrage aufwenden mussten. Kiinftig wird sich dieser Aufwand auf (58,40 * 8 / 60

~) 8 Euro/ Anfrage verringern, sodass eine Entlastung um rund 14 Euro/ Anfrage eintritt.

Unter der Annahme, dass die Unternehmen im Jahr 1 rund 7.700 Auskunftsantrdge tiber
das Nutzerkonto stellen werden, betrdgt die Entlastung (7.700 * 14 =) 108.000 Euro. Bei
geschitzt rund 23.200 Antrdgen ab dem Jahr 5 ergibt sich spétestens zu diesem Zeitpunkt
eine Entlastung um (23.200 * 14 ~) 325.000 Euro.
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Smart-eID

In Bezug auf die Nutzung der Smart-eID durch die Wirtschaft geht das Ressort davon

aus, dass die Unternehmen Registerauskiinfte eher selten via Smartphone einholen.

Unter der Annahme von deshalb jahrlich nur rund 10.700 Antragen, entsteht durch die
Neuregelung eine Entlastung um (10.700 * 14 ~) 150.000 Euro p.a.

Datenschutz

Demgegeniiber ldsst die neue Zweckbindung, Vertraulichkeitsanordnung und
Loschungsregelung beim sog. erweiterten Fiihrungszeugnis eine Belastung der

Wirtschaft mit zusétzlichem Erfiillungsaufwand entstehen.

Zwischen 2017 und 2021 wurden in Deutschland rund 1,8 Mio. erweiterte
Fiihrungszeugnisse ausgestellt (Grundgesamtheit). Davon entfiel der weitaus
tiberwiegende Anteil auf Personen, die im Bereich der 6ffentlichen Jugendhilfe tatig sind.
Fir diesen Personenkreis bestehen vergleichbare Regelungen bereits nach dem
Sozialgesetzbuch (SGB VIII), weshalb das BM] davon ausgeht, dass die Neuregelung in
hochstens fiinf Prozent der Grundgesamtheit, also in rund 90.000 Fillen, Anwendung

finden wird.

Unter der Annahme, dass die neuen Vorgaben Unternehmensmitarbeiter mit einem
Stundensatz von 34 Euro fiinf Minuten/Fall in Anspruch nehmen, betrédgt der zuséatzliche

Erfullungsaufwand der Wirtschaft hier (34 / 60 * 5 * 90.000 =) 255.000 Euro p.a.
Verwaltung

Das Regelungsvorhaben verursacht sowohl beim Bund, als auch bei den Landern

einmaligen und laufen Erftillungsaufwand.
Bund

Auf der Bundesseite entsteht der Erfullungsaufwand beim Bundesamt fiir Justiz (Bf]), das

die neuen Vorgaben zusétzlich bzw. erstmals umzusetzen hat.
Flagging

Fur das sog. Flagging, d.h. fiir die besondere Kennzeichnung von Personendatensétze in
ECRIS-TCN bei Verurteilung wegen schwerer Straftaten, muss das Bf] sein Verfahren neu
einstellen. Dabei hat eine Auswertung fiir das Jahr 2020 ergeben, dass mit rund 169.000
einschldgigen Féllen pro Jahr zu rechnen ist. Ferner, dass in rund funf Prozent der

gemeldeten Fille eine manuelle Nachbearbeitung (Nachfragen, Abstimmungen)
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erforderlich wird. Dafiir entsteht zusitzlicher Personalaufwand von rund 250.000 Euro

jahrlich.
Nutzerkonto

Bei der Offnung des Nutzerkontos zur Beantragung von Fiihrungszeugnissen
unterscheidet das Ressort eine sog. Projektphase zur Umstellung digitaler
Verfahrensabldufe von einer sog. Betriebsphase, ab deren Jahr 1 mit Mehraufwand von 10

Prozent und dem Jahr 5 von 30 Prozent gerechnet wird.

Die Projektphase erfordert Personaleinsatz fiir zusitzliches Anforderungs- und
Applikationsmanagement bei der IT, wodurch Mehraufwand von einmalig rund 271.000

Euro entsteht.

In der Betriebsphase ergibt sich ab dem Jahr 1 Erfiillungsaufwand von rund 369.000 Euro

sowie von rund 530.000 Euro ab dem Jahr 5.
Smart-eID

Die Verwendbarkeit des Smartphones zur Beantragung von Fiihrungszeugnissen bzw.
GZR-auskiinften erfordert beim Bf] eine Anpassung von IT mit einmaligen Sachkosten

von rund 75.000 Euro.

Anschlieffend entsteht jdhrlicher Personalaufwand von rund 207.000 Euro. Dieser
Aufwand ist erforderlich, weil das Bf] kiinftig formale Antragsvoraussetzungen

und/oder Gebiihrenbefreiungen priifen muss.
Querschnittaufgaben

Das Ressort geht davon aus, dass in der IT-Abteilung des Bf] einmaliger und laufender
Personaleinsatz  fiir ~ querschnittliche  Unterstiitzungsleistungen anfallen = wird.
Insbesondere machen Abstimmungen auf europdischer Ebene sowie mit nationalen
Sicherheitsbehdrden ein aufwidndiges Testmanagement erforderlich, das nur durch

Hochschulabsolventen geleistet werden konne.

In der Projektphase fallen hierfiir einmalig rund 408.000 Euro an.

Fiir die Betriebsphase ergibt sich jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 585.000 Euro.
Lander

Auf der Landeseben macht das Regelungsvorhaben technische Anpassungen der

staatsanwaltlichen Fachverbundverfahren MESTA und web.sta zur Umsetzung des
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Flaggings erforderlich. Hierbei fallt fiir MESTA einmaliger Sachaufwand von rund 38

000 Euro und fiir web.sta von rund 50 000 Euro an.

Dartiber hinaus sehen sich die Lander derzeit noch nicht in der Lage, die bei ihnen bzw.
den Kommunen verursachten Be- bzw. Entlastungen zu ermitteln. Nach ihren Angaben
ist tber technische Umsetzungen und praktische Verfahrensabldufe noch nicht
entschieden, sodass insbesondere der davon abhidngige Personalaufwand noch nicht
feststeht. Jedoch nehmen die Lander an, dass insbesondere das Flagging neben dem
einmaligen auch laufenden Erfiillungsaufwand (Urteils- und/oder

Strafaktenauswertung) hervorrufen kann.

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung fiir das Flagging eine Grobschitzung
des Landeraufwands vorgenommen und dabei die im Bf] ermittelte Anzahl von rund
169.000 einschldgigen Féllen sowie eine durchschnittliche Bearbeitungsdauer von funf
Minuten/Fall zugrunde gelegt. Bei Lohnkosten von durchschnittlich 43,80 Euro pro
Stunde ergibt sich laufender Personalaufwand der Lander von (43,80 * 5 / 60 * 169.000 =)
617.000 Euro.

III.2  Umsetzung von EU-Recht

Uber die Umsetzung von Teilen des Handels- und Kooperationsabkommens zwischen
der Europdischen Union und dem Vereinigten Konigreich sowie von EU-Verordnungen

hinaus sollen Bundesgesetze fiir Digitalisierungsvorhaben des Bundes ertiichtigt werden.
III.3 ,One in, one out’-Regel

Im Sinne der ,One in one out’-Regel der Bundesregierung stellt der jdhrliche
Erfullungsaufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ab dem ersten Jahr ein
,Out” von rund 3.000 Euro und ab dem fiinften Jahr ein ,Out” von rund 220.000 Euro

dar.
III.4 Evaluierung

Die EU-Kommission wird fiir das umzusetzende Unionsrecht nach vier Jahren eine
Gesamtbewertung vornehmen und hierfir auf Berichte der Mitgliedstaaten

zuriickgreifen.

Ebenfalls nach vier Jahren wird die Bundesregierung die Neuregelungen zur
Erttichtigung von Digitalisierungsvorhaben des Bundes evaluieren. Ziel ist die
Erweiterung des Zugangs zur elektronischen Beantragung von Fithrungszeugnissen und
Registerauskiinften. Als Indikator werden die Entwicklung der Zahlen elektronischer

Antrdge beim Bf] und als Datengrundlage die dort gefiihrte Statistik verwandt.



-9- Drucksache 370/22
IV Ergebnis

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht, jedoch
nicht vollstindig: Mangels Angaben von Léinderseite konnte das BM] den

Erfullungsaufwand der Verwaltung (Léander) nur grob und liickenhaft abschétzen.

Mit dieser Einschrankung erhebt der Nationale Normenkontrollrat (NKR) im Rahmen
seines gesetzlichen Auftrags keine Einwénde. Dabei erkennt der NKR das Bemiihen des
Ressorts um wenigstens schdtzweise Vervollstindigung der Kostendarstellung

ausdriicklich an.

Lutz Goebel Kerstin Miiller

Vorsitzender Berichterstatterin
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	1. In § 150c Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen.
	2. § 150e wird wie folgt geändert:
	3. In § 153c Satz 1 werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen und wird das Wort „Energie“ durch das Wort „Klimaschutz“ ersetzt.


	Artikel 3
	Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
	§ 72a Absatz 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden i...

	Artikel 4
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 1 Nummer 14 tritt am 1. April 2023 in Kraft.
	(3) Artikel 1 Nummer 3 tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des vierten auf die Verkündung folgenden Kalenderquartals] in Kraft.
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